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chen Segregation, womit eine ungleiche Verteilung von Bildungschancen einhergeht. Bei 
der Bewältigung dieser Herausforderungen kann das von Bund und Ländern initiierte und 
mit Beginn des Schuljahres 2024/25 angelaufene Startchancen-Programm eine zentrale 
Rolle einnehmen. Allerdings spielen Kommunen in der öffentlichen Debatte zu diesem 
frühen Zeitpunkt der Programmumsetzung bislang nur eine untergeordnete Rolle – und 
das, obwohl das Programm zentrale kommunale Zuständigkeitsbereiche berührt. Hinzu 
kommt, dass Städte wie Dortmund, Leipzig und Mannheim über Jahre hinweg – oft aus 
der Not heraus – Erfahrungen mit einer bedarfsorientierten Ressourcensteuerung gesam-
melt haben. Diese Beobachtungen waren Anlass, einmal direkt die zuständigen Dezer-
nent*innen Monika Nienaber-Willaredt (Dortmund), Vicki Felthaus (Leipzig) und Dirk Gru-
nert (Mannheim) um ihre Einschätzungen zu bitten. Das nachfolgende Interview fand am 
31. Januar 2025 statt.

DDS: Wo sehen Sie aktuell die größten Herausforderungen in Ihrer Stadt bezogen auf die 
Gestaltung und Weiterentwicklung von Schulen und von Bildung?

Grunert (Mannheim): Also erstmal sind wir natürlich gerade gefordert durch die finan-
zielle Situation der Kommune, die alle wichtigen Entwicklungen ein Stück weit infrage 
stellt, sodass wir uns fragen: Wie weit können wir sie jetzt angehen? Wie weit müssen 
wir sie strecken oder Sachen abmelden? Die größte Herausforderung für uns im schu-
lischen Bildungsbereich ist der Ausbau von Ganztagsgrundschulen. Wir haben grund-
sätzlich vor, den Rechtsanspruch schnellstmöglich zu erfüllen.  Wir haben als Stadt ent-
schieden, dass wir ihn hauptsächlich durch verbindliche Ganztagsgrundschulen erfüllen 
wollen, da sie aus unserer Sicht das qualitativ hochwertigere Angebot darstellen.

Nienaber-Willaredt (Dortmund): Ich kann da gern anschließen. Das ist bei uns vergleich-
bar. Die finanzielle Situation ist auch in Dortmund schwierig. Und bei uns ist auch der 
Ganztagsausbau ein ganz wesentlicher Aspekt. Und da ab dem Schuljahr 2026/27 ein 
Rechtsanspruch besteht, gibt es auch keine andere Möglichkeit. Wir schaffen es zeitlich 
nicht, jede Schule unseren Qualitätsansprüchen entsprechend auszubauen. Die Umset-
zung wird dementsprechend so aussehen, dass Räumlichkeiten der Schulen so weit wie 
möglich multifunktional genutzt werden. Zudem gehen wir in den Sozialraum und prü-
fen, ob es dort Möglichkeiten gibt, ergänzende Räume zu schaffen. Auch die Verkösti-
gung stellt ein großes Problem dar. Neben dem Ganztagsausbau ist insgesamt der Aus-
bau der Schulen und der Kitas, der gesamten Bildungsinfrastruktur, in einer wachsenden 
Stadt wie Dortmund eine große Herausforderung. Da wir nicht so schnell bauen können, 
wie wir wollen, hat dies wiederum Folgen für den Sanierungsstau an anderen Schulen, 
der die dritte große Herausforderung darstellt. Bei all diesen Aufgaben im Rahmen der 
Bildungsinfrastruktur weiß man oft nicht, wie priorisiert werden soll. Klar, wir brauchen 
neue Schulplätze, aber wir wollen auch nicht, dass es durchregnet.

DDS: Frau Felthaus, wie ist die Situation in Leipzig?

Felthaus (Leipzig): Bei uns ist es ein wenig anders als in Mannheim und Dortmund. Wir 
haben genügend Kitaplätze gebaut und können jedem Kind einen Neun-Stunden-Platz 
anbieten – auch im Hort, also in der Grundschule am Nachmittag. Eine unserer Heraus-
forderungen ähnelt aber der Situation, wie sie für Dortmund beschrieben wurde: Der 
Sanierungsstau bei den alten Gebäuden. Wir haben sehr viele alte DDR-Kitas und -Schu-
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len, also Plattenbauten aus DDR-Zeiten, die saniert werden müssen. Wir haben seit zwei 
Jahren eine Schul- und Kitabaustrategie, um die Sanierungsabläufe in Schulen und Kitas 
zu sortieren. Wir haben dafür in den letzten zwei Jahren je 200 Millionen Euro ausgeben 
können. Leipzig hat gute Steuereinnahmen und wir hatten die außergewöhnliche Situa-
tion, dass wir es mit dem Land Sachsen geschafft haben, angemessene Schulbauförder-
mittel zu erhalten. Die Situation verändert sich nun jedoch grundlegend, denn die Bau-
kostensteigerung der letzten Jahre lag kumuliert bei ungefähr 35 Prozent. Daher mussten 
wir da aktuell leider ein wenig bremsen. Das ändert aber nichts daran, dass ein Drittel 
unseres Gebäudebestandes dringend sanierungsbedürftig ist. Man muss aber auch sa-
gen, dass ein Drittel des Gebäudebestandes neu gebaut und saniert ist und alles andere 
liegt so dazwischen. Darüber hinaus sind wir als Stadt sehr schnell gewachsen. Konkret 
sind wir innerhalb von zehn Jahren um 100.000 Menschen angewachsen. Das war für 
die komplette städtische Infrastruktur eine ganz schöne Hausnummer. Es war ziemlich 
schwer, mit der Menge an Menschen umzugehen, die in die Kitas und Schulen geströmt 
sind. Das war zehn Jahre lang eine schwierige Situation, der wir uns aber gut widmen 
konnten, weil wir bei uns im Stadtrat und aufgrund von Steuereinnahmen eine wirklich 
gute Entwicklung hinter uns haben. Ich bin aber auch froh, dass aktuell die Kinderzah-
len nicht weiter zunehmen. Eine weitere Herausforderung sind die zunehmenden sozial-
räumlichen Ungleichheiten in der Stadt. Wir haben Stadtviertel, die sich entmischt ha-
ben. Das hatten wir vor 20 Jahren so noch nicht. 

DDS: Da in fast allen drei Kommunen sowohl der Ganztagsschulausbau als auch die Sa-
nierung sowie der Neu- und Umbau von Schulgebäuden die größten Herausforderungen 
im Schulbereich sind: Wie passen die bestehenden Planungen und Prozesse mit der Säule 
I des Startchancen-Programms zusammen, in deren Rahmen bauliche Investitionen vor al-
lem an sozial benachteiligten Schulen vorgesehen sind? Sind die Schulen mit den größten 
Sanierungs- und Umbaubedarfen zumindest auch die Schulen, die für das Startchancen-
Programm ausgewählt wurden oder noch werden? Und wie sieht es insgesamt mit den 
Planungs- und Baukapazitäten in Ihrer Stadt aus? Können die Kommunen den zusätzli-
chen Planungsaufwand leisten? 

Grunert (Mannheim): Das Startchancen-Programm ist für uns eine relevante Hilfe. Es 
könnte aber noch größer sein. Wir stehen als Stadt in Baden-Württemberg tatsächlich 
auf Platz zwei bei den Städten und Landkreisen mit den meisten Startchancen-Schulen. 
In der ersten Auswahlrunde für das Schuljahr 2024/2025 wurden 30 von knapp 80 Schu-
len in unserer Stadt in das Startchancen-Programm aufgenommen. In der zweiten Aus-
wahlrunde für das Schuljahr 2025/2026 werden wohl noch einmal welche dazukommen. 
Aber das wissen wir erst in ein paar Wochen. Wir haben jetzt für die Säule I einen Betrag 
von 38 Millionen Euro für diese 30 Schulen über die zehn Jahre genannt bekommen. Das 
ist natürlich eine relevante Zahl. Das sind aber nur 70 Prozent des Budgets, da wir noch 
30 Prozent Eigenanteil obendrauf packen müssen. Man muss es aber ins Verhältnis set-
zen. Wir sind gerade dabei, eine vierzügige Ganztagesgrundschule neu zu bauen und eine 
Halbtagsschule in eine Ganztagsschule umzubauen. Die Kostenberechnung dafür liegt 
bei 50 bis 55 Millionen Euro. Wenn man das nebeneinanderlegt, dann sind 38 Millionen 
Euro zwar nett und auch eine echte Hilfe, aber sie helfen uns natürlich nicht ausreichend. 
Selbstverständlich sind ein Neubau und eine Generalsanierung nicht der Standard. So ha-
ben wir einige Ganztagsgrundschulen, wo wir nur eine Mensa und ein paar Differenzie-
rungsräume dazu bauen müssen. Dort sind die Summen dann natürlich niedriger. Aber 
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wir haben 34 Grundschulen. Wenn wir Glück haben und das Startchancen-Programm es 
zulässt, können wir zwei oder drei dadurch zur Ganztagesschule ausbauen. Wir haben 
bis heute allerdings keine absolute Klarheit darüber, was wir mit den Geldern in Baden-
Württemberg machen dürfen. Was gut ist: Die Landesebene, also das staatliche Schul-
amt, und wir als Kommune in der Funktion als Schulträger führen gemeinsam mit jeder 
einzelnen Schule Gespräche, nehmen deren Wünsche auf und besprechen dann, wie wir 
uns zur Säule I trotz unterschiedlicher Zuständigkeiten zwischen Schulamt und Kommune 
verständigen wollen. Diese Zusammenarbeit läuft sehr gut. Von daher ist das Startchan-
cen-Programm eine Hilfe. Aber die Dimension der Herausforderungen, die wir haben, ist 
natürlich sehr groß.

Felthaus (Leipzig): Das Startchancen-Programm hilft uns nur bedingt, weil das Land Sach-
sen die Schulauswahl aufgrund von Kriterien getroffen hat, die wir auf Basis unserer 
kleinräumigen Planungsprozesse und der integrierten Jugendhilfeplanung an manchen 
Stellen anders getroffen hätten. Dort, wo die Auswahl nicht funktioniert, liegt es tatsäch-
lich am Sanierungsbedarf. Da sind Schulen dabei, die die Investitionsmittel nicht brau-
chen. Das ist sehr schade. Außerdem wird der Freistaat Sachsen  – ich empfinde es als 
ein wenig überreguliert  – eine eigene Richtlinie erstellen, wie wir die Mittel des Start-
chancen-Programms verwenden können. Und was wir damit nicht angehen können, ist 
tatsächlich die Komplexsanierung. Das ist vor dem Hintergrund unseres in Teilen dringend 
sanierungsbedürftigen Gebäudebestandes bedauerlich. Unsere Erfahrungen sind aber 
auch ähnlich wie in Mannheim. Eine Plattenbausanierung kostet mittlerweile 30  Millio-
nen Euro. Zuletzt haben wir ein fünfzügiges Gymnasium für 73  Millionen Euro gebaut. 
Vom Startchancen-Programm kann man nur Strukturen in der Schule verbessern. Ich bin 
aber vielmehr darauf gespannt, wie die Säulen des Startchancen-Programms ineinander-
greifen. Investiv bin ich mittelbegeistert, aber Geld ist Geld und wir lassen es natürlich 
nicht liegen. 

Nienaber-Willaredt (Dortmund): In Nordrhein-Westfalen war es ähnlich. Die oberste 
Landesbehörde hat die Schulen ausgewählt. Insgesamt wurden 52 Dortmunder Schulen 
in das Startchancen-Programm aufgenommen. Und wir sehen, dass wir ähnlich ausge-
wählt hätten. Allerdings ist es so, dass wir in den Quartieren, in denen Kinder besonders 
benachteiligt sind und in denen auch besonders viele Zuzüge stattfanden, bereits neue 
Schulen gebaut haben. Das heißt, die Schulen brauchen keine zusätzlichen baulichen In-
vestitionen mehr. Wir bekommen ungefähr 80  Millionen Euro. Nichtsdestotrotz ist das 
mit Blick auf insgesamt 155 Schulen, die zum Teil sehr sanierungsbedürftig sind, nicht 
so viel. Wir befinden uns also in einer ähnlichen Situation, wie sie die Kollegin gerade 
für Leipzig dargestellt hat. Es ist in Nordrhein-Westfalen auch nicht angedacht, dass wir 
damit ganze Schulen sanieren. Sondern die Idee in Nordrhein-Westfalen ist, dass jede 
Schule davon profitieren soll. Trotz der Kritik ist das Startchancen-Programm für uns eine 
große Hilfe. Wir sind zusammen mit dem Land, also mit der Schulaufsicht, mit der die 
Zusammenarbeit auch im Rahmen des Startchancen-Programms sehr gut gewachsen 
ist – das möchte an dieser Stelle auch noch einmal betonen –, an die Schulen gegangen 
und haben gemeinsam Zielvereinbarungen zu den Säulen I und II des Startchancen-Pro-
gramms abgeschlossen [Anm. DDS: Säule II  – Chancenbudgets für bedarfsgerechte Lö-
sungen in der Schul- und Unterrichtsentwicklung]. Das eine hängt mit dem anderen zu-
sammen. Es geht um eine Verknüpfung der Säulen. Der Raum ist der dritte Pädagoge, der 
auch das Lernen befördern soll. Im Rahmen der Gespräche zu den Zielvereinbarungen 
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war es interessant zu hören, was für die Schulen wichtig ist. Zum Beispiel die Schulhofge-
staltung oder Arbeitsräume, in denen Kinder selbstständig lernen, oder Arbeitsplätze für 
multiprofessionelle Teams im Zusammenhang mit Säule III des Startchancen-Programms 
[Anm. DDS: Säule III  – Personal zur Stärkung multiprofessioneller Teams] und natürlich 
auch der Ganztagesschulausbau, wofür wir auch Investitionsmittel bekommen haben. 
Wir versuchen die unterschiedlichen Programme miteinander zu verknüpfen. Aber das ist 
natürlich sehr komplex und bedeutet eben auch, dass wir sehr, sehr eng zusammenarbei-
ten und dafür auch innerhalb der Verwaltung noch einmal ganz andere Strukturen ent-
wickeln müssen, damit das in dieser Zeit auch gelingt. Denn zehn Jahre sind gerade für 
Bauprojekte nicht besonders lange, wenn man weiß, wie lange das Bauen normalerweise 
in der Kommune dauert. Dann beginnt man in der Kommune zu priorisieren. Selbst wenn 
wir das Geld haben, fehlt uns häufig das Personal, auch wenn wir mit Generalunterneh-
men arbeiten.

Grunert (Mannheim): Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal klarstellen: Bei uns 
wird auch in Säule I jede Schule etwas bekommen. Wir werden an jeder Schule eine Ver-
besserung vornehmen. Denn hier ist ganz klar festgelegt: Die Gelder, die anhand der 
Schulen berechnet wurden, müssen nicht genau für diese Schulen ausgegeben werden, 
sondern das kann der Schulträger priorisieren. Das ergibt auch Sinn. Wir haben insge-
samt eine sehr gute, sozialadäquate Auswahl der Schulen durch das Land. Aber es sind 
natürlich auch Schulen darunter, die wir schon angegangen sind. Und für die würden wir 
nur noch kleinere bauliche Maßnahmen vornehmen und dafür die Mittel an andere Schu-
len geben, wo mitunter der Ganztag an fehlenden Differenzierungsräumen oder an einer 
Mensa scheitert. Unser Ziel wäre, hierdurch den qualitativen Sprung nach oben zu ma-
chen, um dort einen verbindlichen rhythmisierten Ganztag zu ermöglichen. Wir schauen, 
ob das machbar ist.

DDS: Frau Felthaus hat es schon angesprochen. In Leipzig ist es eher eine jüngere Ent-
wicklung, dass man eine Entmischung der Wohngebiete beobachten kann. Gerade in Ge-
bieten wie Grünau oder Paunsdorf und in anderen alten Plattenbaugebieten ist zum einen 
ein sehr starker Anstieg von Migrantenanteilen zu erkennen. Zum anderen gibt es eine 
Spaltung in Arm und Reich. In Mannheim und Dortmund kennt man diese Entwicklung 
schon viel länger. Was uns unabhängig vom Startchancen-Programm interessiert: Was 
macht man als Kommune, um sozialen Ungleichheiten zwischen Schulen entgegenzuwir-
ken? Was sind Handlungsoptionen? Welche Erfahrungen haben Sie in der Vergangenheit 
gemacht und welche Wege beschreiten Sie aktuell? 

Grunert (Mannheim): In Mannheim haben wir für alle Schulen auch denselben Weg wie 
das Land Nordrhein-Westfalen mit seinem Schulsozialindex gewählt. Wir versuchen bei 
all unseren Programmen eine sozial orientierte Steuerung auf Basis unseres städtischen 
Sozialindex umzusetzen. Das heißt, mit Hilfe des Sozialindex, der die sozialen Herausfor-
derungen eines Quartiers kennzeichnet, werden Ressourcen ungleichmäßig verteilt, weil 
auch die Chancen und die Herausforderungen von Familien ungleich verteilt sind. Wir 
wollen hier also ausgleichen. Und das machen wir schon seit einigen Jahren. Zum Bei-
spiel orientiert sich der Umfang der Schulsozialarbeit daran, in welchem Sozialraum die 
Schule liegt oder aus welchem Sozialraum die Schüler kommen. Wir setzen aber nicht 
nur bei den Schulen an, sondern auch schon im frühkindlichen Bereich. So entwickeln wir 
zum Beispiel Kitas zu sogenannten Familien-Kitas weiter. Das heißt, Kitas in Sozialräumen 
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mit den größten sozialen Herausforderungen bekommen so etwas wie Kindergartenso-
zialarbeit. Die Kitas erhalten im Rahmen einer halben Stelle eine Ansprechperson, an die 
sich Eltern mit allen Fragen wenden können, die sie so haben. Zum Beispiel Fragen wie: 
„Ich habe hier einen Schrieb von den Behörden. Ich weiß nicht, was die mir sagen wollen. 
Können Sie mir weiterhelfen? Wie bekomme ich für mein Kind einen Kinderarzttermin?“ 

DDS: Wenn ich Sie richtig verstehe, ist die damit verbundene Zielgröße aber eher Lebens-
hilfe anstatt Kompetenzförderung, wie sie etwa mit dem Startchancen-Programm verfolgt 
wird. Richtig? 

Grunert (Mannheim): Das unterscheidet sich je nachdem, wo wir ansetzen. Es geht im-
mer darum, Kinder und Familien zu stärken. Aber wie der Ansatz genau aussieht, hängt 
einfach davon ab, um was es gerade geht.

Felthaus (Leipzig): Wir gehen ähnlich vor. Wir haben eine integrierte Kinder- und Jugend-
hilfeplanung, die wir gerade fortschreiben. Das heißt, wir haben die ganze Stadt ange-
schaut, sie in Planungsräume aufgeteilt und zum Teil auch stadtweite Angebote geplant. 
Und in den Planungsräumen schauen wir sehr kleinräumig auf sogenannte Schwerpunkt-
räume. Das geht zurück auf unser integriertes Stadtentwicklungskonzept. Da haben wir 
alle Angebote miteinander geplant. Und uns auch vorgenommen, wie wir in den Sozial-
räumen vorgehen wollen. Also: Wo brauchen wir noch offene Freizeittreffs? Wo soll die 
Kita zu einem Kinder- und Familienzentrum weiterentwickelt werden? Wir haben die Kin-
der- und Familienzentren schon länger. Wir haben auch 36 Standorte mit Kitasozialarbeit 
und wir haben die Schulsozialarbeit ausgebaut. Und jetzt schreiben wir die Kinder- und 
Jugendhilfeplanung fort, weil sich die städtischen Räume sehr verändert haben. Da ich 
durch meinen ersten Beruf fachlich selbst aus der Ecke komme, muss ich aber Folgendes 
sagen: Vor 20 Jahren hätte ich gesagt, wenn eine Stadt so viel Sozialarbeit hat und so so-
zialräumlich plant, dann wird alles gut. Und jetzt, wo ich dafür verantwortlich bin und wir 
eine Armada an Sozialarbeitenden haben, muss ich leider sagen: Das stimmt nicht. Das 
ist nicht richtig. Ich wüsste zwar jetzt auch nicht, wie es ohne wäre. Aber ich habe keine 
Lust mehr, überall, wo es ein Problem gibt, ständig mehr soziale Arbeit einzusetzen. Das 
ist nicht der richtige Weg. Ich bin nicht mehr davon überzeugt, muss ich Ihnen ehrlich sa-
gen, so sehr ich grundsätzlich unsere integrierte sozialräumliche Planung für richtig halte. 
Sie haben Grünau angesprochen. In Grünau haben wir die höchste Dichte an Hilfen zur 
Erziehung. Über 40 Prozent der Kinder kommen aus migrantischen Haushalten. Das ist al-
lein nichts Schlechtes. Aber so viele hoch- und niedrigschwellige Angebote, die wir dort 
haben, haben wir nirgendwo anders. Und trotzdem wird es nicht besser. Vor allem zwei 
Themen bereiten mir wirklich Kopfschmerzen: Zum einen die Elternverantwortung, zum 
anderen die Stärkung unserer Kernsysteme. Ich will nicht noch mehr Menschen in mul-
tiprofessionelle Teams stecken, wenn ich eigentlich zu wenig Lehrer habe. Ich will nicht 
noch länger über frühkindliche Bildung reden, wenn wir nicht in der Lage sind, die Be-
treuungsschlüssel in der Kita zu verbessern. Da hilft mir auch das Kinder- und Familien-
zentrum nichts. Ich möchte, dass die Fachkräfte in Kitas und Schulen, die ich dort einset-
ze, auch mit den Kindern arbeiten können. An dem Punkt sind wir nicht. Bei uns fällt so 
viel Unterricht aus, vor allem in den Oberschulen [Anm. DDS: nicht-gymnasiale Sekundar-
schulform in Sachsen]. Wenn wir dort mal in einer anderen Situation wären, würden wir 
vielleicht auch diese ganzen Assistenzsysteme außenherum nicht brauchen. Wir haben 
unseren Inklusionsanteil in den Schulen auf 60 Prozent erhöht. Das heißt, 60 Prozent der 
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Kinder, die eigentlich in die Förderschule gehen würden, gehen bei uns jetzt in die Regel-
schulen. Ich brauche da ein starkes Kernsystem und nicht noch mehr Sozialarbeit. Das ist 
eine steile These. Aber das ist das, worüber wir jetzt auch nachdenken: Wie wirkungsvoll 
sind diese Hilfen eigentlich, obwohl wir sie sozialräumlich verteilen? Das hat nicht das er-
füllt, was wir uns erhofft haben.

Nienaber-Willaredt (Dortmund): Wir haben in Dortmund auch eine bedarfsorientierte 
Ressourcensteuerung in ganz vielen Projekten. Die Projekte zahlen immer indirekt auch 
auf die Kompetenzen ein, die nun im Startchancen-Programm die zentrale Zielgröße sind, 
aber eben immer nur indirekt. Ich gebe einmal ein paar Beispiele: Wir haben in Dort-
mund allein 106 kommunal finanzierte Stellen der Schulsozialarbeit an 155 Schulen. Und 
da sind die Landesstellen noch nicht mit eingerechnet. Wir haben noch nicht alle Schulen 
ausgestattet. Ich rede viel mit Lehrkräften und bin selbst einmal Lehrerin gewesen und 
kann daher die Position von Frau Felthaus sehr gut nachvollziehen. Das ist auch das, was 
die Schulen immer sagen: „Gebt uns Lehrkräfte. Wir brauchen ganz dringend Lehrkräfte“. 
Unsere Schulen sagen aber auch: „Gebt uns auch Schulsozialarbeiterinnen und -sozialar-
beiter, damit wir unterrichten können“. Wir haben so viele Probleme in den Schulen und 
wir brauchen auch Fachleute, die etwa zu den Hilfesystemen eine Brücke schlagen kön-
nen. Die Schulsozialarbeit versuchen wir möglichst bedarfsorientiert zu verteilen. Anhand 
von Daten, die uns unser Bildungsmonitoring zur Verfügung stellt, gelingt uns das natür-
lich noch viel besser. Im Rahmen unserer integrierten Bildungs- und Jugendhilfeplanung 
sehen wir, dass die Kinder auch etwas zu essen brauchen. Daher haben wir jetzt ange-
fangen, die Frühstücksangebote auf alle Schulen mit Schulsozialindexstufe sechs bis neun 
auszuweiten. Das heißt, wir wollen, dass die Kinder in diesen Schulen erst einmal ein 
Frühstück bekommen. Das zahlt zum einen auf die Gesundheit ein. Zum anderen zahlt es 
auch auf die Lernleistung der Kinder ein, denn ein leerer Magen lernt schlecht oder gar 
nicht. Dann arbeiten wir auch im Bereich Übergang Schule-Arbeitswelt mit Hilfe der ge-
zielten Ressourcensteuerung. Da wo Jugendlichen der Einstieg besonders schwerfällt, der 
Unterstützungsbedarf also sehr hoch ist, binden wir etwa Schülerinnen und Schüler von 
Hauptschulen schon in der achten Klasse an Firmen, damit die Möglichkeit besteht, dass 
sie den Übergang in das System der dualen Berufsausbildung schaffen. Wir haben etwa 
auch ein Roma-Projekt, das wir gut evaluiert haben. Das Projekt hat zum Ziel, Menschen 
aus der Community in die Schule reinzuholen, um wirkungsvolle Brücken zu bauen. Bei 
ganz vielen dieser Projekte geht es auch darum, die Eltern zu aktivieren und sie mit ins 
Boot zu holen. Wir bieten also eine Vielzahl an Unterstützungsangeboten an und wollen 
zunehmend die Wirkung in den Blick nehmen, um genau zu erfassen, was sich positiv 
auswirkt und wo wir nachsteuern müssen. 

DDS: Frau Felthaus hat eben zu Recht darauf hingewiesen, dass sich kontrafaktisch nicht 
genau sagen lässt, wie die Situation in Leipzig oder Grünau wäre, wenn es dort keine So-
zialarbeit gäbe. Die Frage nach den Wirkungen von Programmen war auch wiederholt 
Thema in unseren Gesprächen mit anderen Kommunen und sie tauchte auch im Rah-
men unserer Recherchen zu bildungsbezogenen Herausforderungen und Anstrengungen 
von Kommunen immer wieder auf. Unser Eindruck ist dabei, dass die wirkliche Wirkung 
einzelner Programme zwar politisch immer angenommen und dann in Bildungsberichten 
auch gerne verkündet wird, sich aber wirkliche Belege nur selten finden lassen. Daher die 
Frage: Ist eine Kommune überhaupt ansatzweise in der Lage, die Wirkung einzelner Pro-
gramme richtig einzuschätzen? 
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Felthaus (Leipzig): Dieses Problem mit dem Nachweis der Wirksamkeit, den hat etwa 
die soziale Arbeit seit Beginn an. Und alle Versuche, sich anzusehen, welches Jugend-
hilfeangebot wirksam ist, sind nur eine Annäherung. Dazu wünsche ich mir auch deut-
lich mehr Forschung. Da gibt es einfach zu wenig. Aber wir versuchen uns dem Thema 
zu nähern. Durch die schwerpunktbezogene Maßnahmenplanung und zumindest anhand 
von quantitativen Zahlen können wir prüfen: Wen erreichen wir denn eigentlich? Wer 
kommt in unsere offenen Angebote? Wer nutzt die Jugendkulturarbeit? Von wem wird 
der Schulsozialarbeiter eigentlich angesprochen? Wie lange dauert eine Hilfe? Darüber 
hinaus müssen wir die Adressaten fragen und da mangelt es. Wir haben eine repräsenta-
tive Jugendbefragung bei den 12- bis 17-jährigen durchgeführt. Die Ergebnisse haben in 
unserer Jugendhilfelandschaft für unglaublich viel Widerspruch gesorgt. Die Jugendlichen 
wurden gefragt, wo sie in ihrer Freizeit hingehen und ob sie unsere offenen Freizeittreffs 
kennen und nutzen. Nur sieben Prozent nutzen unser Angebot der offenen Freizeittreffs 
und dafür geben wir sehr viel Geld aus; 13 Millionen Euro im Jahr. Zudem ist das Angebot 
nur wenigen Jugendlichen bekannt. Die jungen Menschen haben sich verändert und wir 
sind da mit unseren Konzepten nicht schnell genug hinterhergekommen. Und wenn man 
wirklich einmal hinhört und Dinge hört, die man eigentlich verändern müsste, dann er-
warte ich Veränderungsbereitschaft. Und die sehe ich nicht. Wir sollten die Kinder fragen, 
was ihnen hilft.

Nienaber-Willaredt (Dortmund): Wir haben großes Interesse daran, Evaluationen durch-
zuführen. Aber wenn wir Projekte haben, dann ist es in der Regel so, dass kein Geld, kei-
ne Kraft und Kapazitäten mehr für Evaluierungen vorhanden sind. Projekte finden in den 
Kommunen ja auf der Grundlage von politischen Beschlüssen statt. Und die Politik wie 
auch Stiftungen wollen, dass die Projekte bei den Kindern und Jugendlichen direkt an-
kommen. Aber die möchten nicht, dass das Geld auch in die Evaluation reinfließt. Das ist 
häufig die Schwierigkeit. Es gibt kaum ein Bewusstsein dafür, dass man eigentlich noch 
einmal wesentlich genauer hinschauen muss und dass die Kommune dafür Geld braucht. 
Und wenn ich die Wahl habe, stecke ich das Geld lieber in Maßnahmen, von denen ich 
überzeugt bin, als in deren Evaluation. Dazu ein Beispiel: Wir haben ein Projekt, das heißt 
Lernen neu denken. In dem Projekt geht es darum, die Klassen zu teilen, um den Kindern 
in kleineren Klassen Sprachgelegenheiten zu geben. Unterstützt werden wir dabei von 
vielen Studierenden. Die eine Hälfte der Klasse geht dabei raus in die Natur. Also dorthin, 
wo die Kinder sonst nie sind, weil sie sich ansonsten nur zwischen Discounter, zu Hause 
und Schule bewegen. Und die Kinder sammeln da die ersten Walderfahrungen. Sie gehen 
auch auf den Bauernhof. Sie haben dann Gesprächsanlässe. Anhand der Aussagen der 
Verantwortlichen erkennen wir, dass dieses Projekt eine hohe Wirksamkeit hat. Die Stu-
dierenden und vor allem die Lehrkräfte sagen uns, dass dies das erste Programm sei, bei 
dem sie das Gefühl haben, dass die Kinder tatsächlich mehr lernen, schneller lernen und 
besser sprechen lernen. Aber das sind dann qualitative Aussagen.

Grunert (Mannheim): Ich bin beim Thema Evaluation ein wenig hin- und hergerissen. 
Wir haben als Kommune in den vergangenen Jahren sehr viel evaluiert. Wir haben uns 
sehr viele Zielsysteme gegeben, die wir regelmäßig geprüft und fortgeschrieben haben. 
Wir haben da auch sehr viele Ressourcen reingesteckt, unter anderem Personalressour-
cen. Und ein Teil davon war bestimmt sinnvoll. Aber wir haben einfach auch zu viel ge-
macht. Die Frage ist, was wir vor Ort tatsächlich messen und beurteilen können. Wir 
haben als Stadt alle zwei Jahre hochwertige, umfassende Bildungsberichte erstellt. Da 
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frage ich mich aber schon: Was wollen wir denn nach zwei Jahren anderes gemessen ha-
ben als zwei Jahre zuvor? Welche unmittelbare Wirkung wollen wir denn von welchem 
Programm in den zwei Jahren festgestellt haben? Bei neuartigen und sehr individuellen 
Maßnahmen müssen wir natürlich prüfen, ob sie helfen. Aber bei grundlegenden, weit 
verbreiteten Maßnahmen würde ich als Stadt keine zusätzliche Evaluation durchführen. 
Zum Beispiel: Hilft Schulsozialarbeit grundsätzlich? Ja oder nein? Da muss ich mich ein-
fach auf den vorliegenden Stand der Forschung verlassen. Ich muss mich aber fragen, ob 
die Maßnahme zu der jeweiligen Situation vor Ort passt.

DDS: Kurze Anschlussfrage dazu: Wünschen Sie sich eigentlich seitens der Länder mehr 
Unterstützung, was die Datenbereitstellung angeht? Oftmals gibt es aus Kommunen die 
Rückmeldung, dass sie überhaupt keine Ahnung haben, wie an den Schulen die Personal-
situation ganz genau aussieht, weil allein die Daten zur Unterrichtsabdeckung und der-
gleichen nicht veröffentlicht werden. Mit den Vergleichsarbeiten könnte man auch etwas 
über die Kompetenzentwicklung in den Schulen einer Stadt sagen und das dann auch als 
ein Kriterium heranziehen. Halten Sie die Bereitstellung von Daten für eine notwendige 
Voraussetzung, um Rückschlüsse auf die Wirksamkeit Ihrer Programme ziehen zu können?

Grunert (Mannheim): Ja, ich wünsche mir mehr Daten. Aber wir müssen diesbezüglich 
etwas am Datenschutz ändern. Ich wünsche mir eine Datenerhebung entlang der Bil-
dungsbiografie. Aktuell bricht die Datenerhebung immer ab. Sie bricht etwa nach der Kita 
ab, dann bricht sie nach der Grundschule ab, und so weiter. Aber ganz viele Maßnah-
men zeigen ihre Wirkung vielleicht auch erst deutlich später. So können sich Erfolge der 
Sprachförderung in der Kita eventuell erst in der Grundschule zeigen. Wir sollten also in 
der Lage sein, mit Hilfe von Daten bildungsbiografisch begleitend zu schauen, was aus 
den Kindern wird, gerne auch unter strengen Auflagen des Datenschutzes. Das wäre et-
was, worüber wir als Gesellschaft diskutieren müssen.

Felthaus (Leipzig): Mir mangelt es zum Teil nicht an Daten. Also wir wissen, was die Leh-
rerversorgung betrifft, eigentlich ziemlich genau, was bei uns sozialräumlich so los ist. Wir 
haben einen guten Kontakt zu unserem Landesschulamt. Wir haben untereinander auch 
einen Datenabgleich. Da ist unser Kultusministerium doch relativ transparent. Probleme 
sehe ich an anderen Stellen der Zusammenarbeit, etwa im Ganztag. Die Erzieherinnen 
und Erzieher sind bei uns angestellt. In meinem Bereich sind 900 Horterzieherinnen be-
schäftigt und wir kämpfen darum – ich formuliere das mal so –, mit dem Vormittag zu-
sammenwachsen zu dürfen. In einigen Schulen funktioniert das. Da entwickeln wir einen 
rhythmisierten Ganztag. In den anderen Schulen funktioniert das nicht. Wenn die Schul-
leitung sagt, sie möchte das nicht, ist es extrem mühsam. Ich wünsche mir tatsächlich 
manchmal, dass die Horterzieherinnen beim Land angestellt sind, sodass Schule und Hort 
besser zusammenwirken, obwohl dies dann auch kein Selbstläufer sein muss. 

DDS: Vor dem Hintergrund des bereits Besprochenen: Was erwarten Sie vom Startchan-
cen-Programm? Welches Potenzial sehen Sie in dem Programm mit Blick auf die von Ih-
nen benannten Herausforderungen? Wie ist eine Verknüpfung möglich? Zudem an dieser 
Stelle auch gleich die Frage: Wie haben Schulen in Ihrer Stadt darauf reagiert, dass sie 
nicht für das Programm ausgewählt wurden, gleichwohl sie eigentlich auch in Betracht 
gekommen wären?
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Grunert (Mannheim): Die Länder dürfen eigene bereits laufende Maßnahmen auf das 
Startchancen-Programm anrechnen. Daher fragen wir uns, wieviel tatsächlich letztlich an-
kommt. So wird etwa in Baden-Württemberg die landesseitige Finanzierung für die pä-
dagogische Assistenz einer Schule zukünftig angerechnet und das Geld dafür wird vom 
Startchancen-Programm abgezogen. Und dann kommen teilweise nur noch Beträge raus, 
die gar nicht so groß sind. Und da überlegen die Schulen natürlich genau, was sie damit 
machen können. Es ist aber noch im Werden und es ist ein wenig unklar, was an den 
Schulen tatsächlich konkret gemacht werden kann. Uns ist auch noch nicht klar, ob Schul-
sozialarbeit wirklich eingesetzt werden kann. Das Land Baden-Württemberg sagt zwar: 
„Ihr bekommt eine 100-Prozent-Finanzierung, das heißt ihr bekommt eine Vollkraftstelle 
im Umfang von 55.000  Euro.“ Wenn wir in den Tarifvertrag reinschauen, sind die Kos-
ten inklusive Arbeitgeberanteil aber höher. Also entweder kofinanzieren wir als Stadt die 
Differenz mit Mitteln, die wir nicht haben, oder wir müssen leider Schulsozialarbeit aus-
schließen. Ich bin im Moment daher noch ein wenig skeptisch, was über die Säulen II 
und III des Startchancen-Programms tatsächlich erreicht werden kann. So frage ich mich, 
ob über die bestehenden Programme hinaus in relevantem Maße weitere Kompetenzen, 
wie etwa von Logopäden, Kinderkrankenschwestern oder von weiteren Expertinnen und 
Experten, deren Kompetenzen im Sozialraum benötigt werden, hinzugewonnen werden 
können. Meine große Hoffnung ist, dass da jetzt kein Bruch entsteht. Vielmehr hoffe ich, 
dass Etabliertes fortgesetzt und ausgebaut werden kann.

Felthaus (Leipzig): Ich hatte vorhin schon gesagt, dass das Land Sachsen bei der Schulaus-
wahl eine etwas andere Auswahl getroffen hat, als wir sie getroffen hätten. Einige Schu-
len waren schon enttäuscht darüber, dass sie nicht berücksichtigt worden sind. Gleichzei-
tig gibt es aber noch viele Fragezeichen, was die tatsächliche Mittelverwendung betrifft. 
Ich finde es gut, wenn gesamtgesellschaftlich im Rahmen des Startchancen-Programms 
Mittel zum Abbau von verminderten Bildungschancen zur Verfügung gestellt werden. 
Wenn man aber darüber wirklich etwas erreichen will, müsste man deutlich mehr Geld 
zur Verfügung stellen. Nehmen wir etwa den Digitalpakt 1.0, der uns ermöglicht hat, mit 
den abgerufenen Fördermitteln in Höhe von 36 Millionen Euro alle unsere Schulen aus-
zustatten. Das war ein Riesenschritt für uns. Da hat die Erwartung zur Aufgabe und zu 
den Fördermitteln besser gepasst. Beim Startchancen-Programm hat man jetzt alle Er-
wartungen reingepackt, die es gibt, und die wird man nicht erfüllen können. Vor allem 
nicht – und so wird es wahrscheinlich in Sachsen sein –, wenn man es am Ende den Schu-
len überlässt, wie man die Säulen II und III gestaltet. Und als Letztes: Ich hätte gerne ein-
mal eine Definition von multiprofessionellen Teams, weil sie jetzt gerade ein wenig das 
Allheilmittel für alles sind. Ich bin absolut dafür, verschiedene Professionen einzusetzen, 
damit man den Kindern besser helfen kann. Aber ich würde schon gerne einmal wissen, 
was damit eigentlich gemeint ist. Denn ein Großteil der Kosten für multiprofessionelle 
Teams, so wie ich sie verstehe, wird mittlerweile durch die Kommunen getragen. Dazu 
gehören für mich etwa in Teilen die Sozialarbeit, die Schulbegleitung oder die Eingliede-
rungshilfen. Wir liegen in der Stadt Leipzig etwa bei knapp 60 Millionen Euro Haushalts-
ansatz für Eingliederungshilfen. Ich wünsche mir daher, dass wir beim Thema multipro-
fessionelle Teams und darüber, wer sie mitfinanziert, damit sie funktionieren, ein paar 
andere Gespräche führen. Daran wird das Startchancen-Programm nichts ändern. Eher 
wird es das Durcheinander noch ein wenig vergrößern. Es wird auch die Ungerechtigkeit 
zwischen den Schulen vergrößern, weil wir am Ende diese multiprofessionellen Teams an 
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allen Schulen haben wollen. Losgelöst davon habe ich mich sehr gefreut, als es angekün-
digt wurde. Jetzt bin ich gespannt darauf, welche Wirksamkeit es entfalten wird. 

Nienaber-Willaredt (Dortmund): Ich setze in das Startchancen-Programm schon Hoffnun-
gen, auch wenn das Geld nicht alles heilt. Es geht darum, dass wir als Schulträger noch 
einmal gemeinsam mit der Schulaufsicht und den Schulen auf die Steuerungsstrukturen 
schauen. Denn wir haben in Nordrhein-Westfalen schon eine lange Tradition der Verant-
wortungsgemeinschaft. Das heißt, im Rahmen der sogenannten erweiterten Schulträger-
schaft können, wollen und sollen wir uns als Stadt mit den schulischen Angelegenheiten 
beschäftigen. Ich erhoffe mir, dass hier jetzt die Chance besteht, einmal das Kind in den 
Mittelpunkt zu stellen und nicht immer von unserem System aus zu denken. Mit diesem 
Perspektivwechsel wollen wir unsere Aufmerksamkeit auf die Bedarfe der Kinder rich-
ten und die Systeme daraufhin ausbauen. Am Ende erhoffe ich mir etwa für Dortmund 
eine höhere Anzahl von Kindern, die ins duale System einmünden. In diesem Zusammen-
hang sehe ich auch die große Chance, dass die Jugendhilfe an die Schulen geht, wo sie 
gebraucht wird. Oder, dass die Gesundheitsförderung an die Schulen kommt. Denn die 
Kinder brauchen erst einmal ein Setting, um überhaupt lernen zu können. Und wir haben 
viele Sozialräume, in denen das fehlt. Wir wollen dazu in Dortmund etwa das Jugendamt 
und das Gesundheitsamt mit hinzuziehen, um noch kleinräumiger als bisher die Familien 
und Kinder anzusprechen. Mit Blick auf das Startchancen-Programm gehen wir jetzt so 
vor, dass wir als Schulträger die Schulaufsicht und die Schulen gemeinsam beraten, was 
in die Zielvereinbarung zum Startchancen-Programm aufgenommen werden soll. Hier-
für haben wir in Dortmund auch große Auftaktveranstaltungen organisiert. Diese dienten 
dazu, den Blick der Schulen zu weiten und um deutlich zu machen, dass die Schulen nicht 
alles selbst entscheiden, sondern wir alle gemeinsam darauf schauen. Die übergeordnete 
Frage war dabei: Was hat denn eine Wirkung? Diese Frage ist, und das finde ich beson-
ders gut, auch Teil der Zielvereinbarungen. Sehr wichtig sind mir bei alledem die Schu-
len, die nicht Teil des Startchancen-Programms sind. Wir müssen sicherstellen, dass wir 
die anderen Schulen auch in dem Prozess mitnehmen. Sowohl der Schulaufsicht als auch 
uns als Schulträger ist es ein großes Anliegen, dass diese Schulen nicht das Gefühl haben, 
Schulen zweiter Klasse zu sein.

DDS: Frau Nienaber-Willaredt hat für Dortmund den Stellenwert der erweiterten Schulträ-
gerschaft hervorgehoben. Auch in Analysen zur Struktur des deutschen Schulsystems wird 
immer wieder hervorgehoben, dass es in Kommunen, in denen im Rahmen der sogenann-
ten erweiterten Schulträgerträgerschaft sowohl die Schulverantwortlichen der Kommune 
und des Landes als auch auf kommunaler Ebene die Verantwortlichen für Jugendhilfe und 
Schule stärker zusammenarbeiten, insgesamt besser laufen würde. Wie sieht die Situation 
in Leipzig und Mannheim aus? Wie ist das Miteinander der unterschiedlichen Ebenen? 

Felthaus (Leipzig): Das läuft bei uns tatsächlich ein wenig anders. Da wird schon sehr klar 
unterschieden, wer für was zuständig ist. Unser letzter Kultusminister hat einen Prozess 
mit dem Namen Bildungsland 2030 angestoßen. Es wurde eine breite Beteiligung zuge-
lassen und die Ergebnisse sind okay. Wir haben jetzt vier Strukturebenen, an denen gear-
beitet wird. Aber partnerschaftlich ist das selten. Wir werden immer beim Thema Schul-
bau gefragt und da kommen wir mit unserer zuständigen Mittelbehörde gut zurecht. Wir 
haben uns aber beim Thema Gemeinschaftsschule sehr verhakt. Das ist in Sachsen da-
mals eingeführt worden und von einem großen Teil der Koalition damals gar nicht gewollt 
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gewesen, so dass man es auch per Schulgesetz sehr erschwert hat, Gemeinschaftsschulen 
aufzubauen. Als wir dann im Rahmen unserer per Schulgesetz vorgesehenen Zuständig-
keit angefangen haben, das Schulkonzept selbst zu entwickeln und die Schulentwicklung 
vorzubereiten, war das nicht einfach und auch nicht partnerschaftlich. Wir bauen jetzt 
die Schule. In ihr kann man dann in Lernhäusern jahrgangsübergreifend lernen. Sie wird 
sehr groß und wunderbar werden, und ich freue mich sehr darauf. Das wird von Landes-
seite anders gesehen. Wir sollen uns tunlichst nicht einmischen. Beim Thema Digitalisie-
rung war das auch schwierig. Der ganze Digitalpakt war so aufgebaut, dass wir eigentlich 
den dritten Schritt vor dem ersten und zweiten Schritt machen. Wir haben Geräte be-
schafft, ohne zu wissen, aufgrund welcher pädagogischen Vorgaben man die eigentlich 
einsetzen will. Auch das ist bei uns ausbaufähig. Da schaue ich also mit großen Augen zu 
Ihnen nach Dortmund. Ich wünsche mir, dass wir uns mit dem Startchancen-Programm 
dahin bewegen. 

Grunert (Mannheim): Bei uns in Mannheim läuft die Zusammenarbeit zwischen staat-
lichem Schulamt des Landes und der Kommune als Schulträger schon seit einiger Zeit 
sehr gut. Wir stimmen uns konsequent ab, auch bei Themen, die formal sehr klar nur bei 
einem Partner liegen. Das funktioniert aufgrund des Kooperationswillens der betroffe-
nen Leitungspersonen und sehr ähnlichen bildungspolitischen Vorstellungen. Das war in 
der Vergangenheit durchaus aber auch schon anders. Strukturell ist eine Zusammenarbeit 
nur begrenzt vorgesehen, es hängt an Personen.

DDS: Ist aus Ihrer Sicht die bedarfsorientierte Mittelausstattung von Schulen, der nun 
auch durch das Startchancen-Programm eine große Bedeutung zugesprochen wird, ein 
wirkungsvolles Mittel zur Herbeiführung gleicher Bildungschancen? Oder werden hierbei 
die Möglichkeiten von Schule und Kommune völlig überschätzt?

Felthaus (Leipzig): Ich habe vorhin einen starken Aufschlag zum Thema sozialorientierte 
Ressourcensteuerung gemacht. Dieser Ansatz stößt für mich aber an seine Grenzen, weil 
auch die anderen Schulen Kinder mit Herausforderungen haben, auch wenn es da nicht 
die auffälligen sozialen Marker gibt. Man muss auf jeden Fall Ungleiches ungleich behan-
deln, aber man darf dabei die anderen nicht vergessen. Zum Beispiel stand an unseren 
Gymnasien in der Zeit nach Corona die Ampel auf Rot. Sie brauchten Schulsozialarbeit. Es 
sind unglaublich viele junge Menschen, vor allem im Teenageralter, verloren gegangen, 
etwa in sozialen Medien. Und das, obwohl sie schlau sind und Elternhäuser haben, die 
bemüht sind. Aber in der Schule hat es nicht mehr funktioniert. Vor allem die Mädchen 
haben wirkliche Schäden davongetragen. Auch in unserer Jugendbefragung war die Ver-
unsicherung von Mädchen ein Riesenmarker. Die Lebenszufriedenheit hat sich bei ihnen 
halbiert. Das sind heftige Befunde, was die psychische Gesundheit betrifft. Insofern ist 
es eigentlich geboten, nicht nur dorthin zu schauen, wo es ganz schlimm ist, um so ein 
bisschen Feuerwehr zu spielen. Und das ist auch mein Problem mit dem Startchancen-
Programm. Es wird sich auf Regionen und Schulen mit besonderen Herausforderungen 
konzentriert. Es muss aber das gesamte Schulsystem von einem besseren Unterricht und 
besseren Lehrkräften profitieren können. Denn auch Kinder an vermeintlich guten Schu-
len können abrutschen, eine Krankheit bekommen oder im familiären Umfeld Probleme 
entwickeln. Ich bin bei dem Thema nicht entschieden. Die bedarfsorientierte Ressourcen-
allokation ist ein wichtiges Thema und die Mittelverteilung nach der Gießkanne ist auch 
nicht richtig. Aber man muss das große Ganze im Blick haben und dem Bildungsbereich 
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eine viel größere Bedeutung beimessen. Frau Nienaber-Willaredt, Sie haben vorhin etwas 
zum Thema Elternverantwortung und Essen in der Schule gesagt. Wir bekommen dazu 
sehr viele Problemanzeigen. Es erschüttert mich ernsthaft, was für ein riesiges Problem 
es ist, dass Eltern damit überfordert sind, ihren Kindern etwas zu essen zu geben. Das fin-
de ich unglaublich und die Erwartungshaltung an die Schule in dieser Hinsicht ist zu groß. 
Wir können am Montagmorgen nicht alles korrigieren, was am Wochenende schiefgelau-
fen ist. Das ist zu viel und geht in keiner Kita und in keiner Schule.

DDS: Kann man das irgendwie quantifizieren? Es ist klar, dass solche Fälle immer wieder 
auftauchen: Aber wie groß ist das Problem, dass Kinder ohne Frühstück in die Schule ge-
hen. Oder beschränkt es sich auf bestimmte Standorte, wo das extrem stark auffällt und 
dann gemeldet wird? 

Nienaber-Willaredt (Dortmund): Wir wissen, dass es ein sehr großes Problem ist. Des-
wegen bieten wir in Dortmund an bestimmten Schulstandorten auch ein Frühstück an. 
Der Grund dafür ist skandalös, aber es ist so, wie es ist. Und wenn es die Eltern nicht leis-
ten können, dann müssen wir es leisten. Und Sie haben gerade danach gefragt, ob eine 
Überforderung von Schulen und Kommunen vorliegt. Das Startchancen-Programm wird 
all das nicht grundlegend ändern können. Durch das Startchancen-Programm schauen wir 
jedoch genauer auf die sozialen Herausforderungen der Kinder. Allerdings dürfen wir da-
bei nicht die anderen Schulen aus dem Blick verlieren. Daher braucht es auf Landes- und 
Bundesebene den großen politischen Willen, über das wichtige Startchancen-Programm 
hinaus zu gehen. 

Grunert (Mannheim): Auch bei uns ist Frühstück ein Thema, hier gibt es einen klaren 
Zusammenhang mit dem Sozialindex der Stadtteile. Wir arbeiten daher mit dem Verein 
Brotzeit e. V. zusammen, um Kindern ein Frühstück zu ermöglichen, welches sie zuhause 
nicht erhalten. Für uns ist das Startchancen-Programm ein wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung. Wir müssen aber insgesamt stärker sozialindiziert steuern. Das heißt nicht, dass 
es in besseren Sozialräumen keine spezielle Förderung gibt. Wir sind dabei, Schulsozial-
arbeit an jede Schule in Mannheim zu bringen, auch an das Gymnasium im bevorteilten 
Stadtviertel, aber in anderem Umfang als im Quartier mit größeren Herausforderungen. 
Was die Erwartungshaltung an Kita und Schule betrifft, kann ich Frau Felthaus nur zu-
stimmen. Diese ist in den letzten Jahren massiv gewachsen und wächst immer weiter. 
Tatsächlich können Schule und Kita aber nicht alles übernehmen, was früher Familien ge-
leistet haben. Wir müssen Familien befähigen, auch in diesen deutlich herausfordernden 
Zeiten wieder mehr Verantwortung zu übernehmen.

DDS: Vielen Dank für das Gespräch und Ihre Offenheit. 
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Bedarfsorientierte Ressourcensteuerung –  
und alles wird gut? 
Plädoyer für eine Fachsteuerung, Koordination und 
multiprofessionelle Kooperation in der Schulsozialarbeit

Zusammenfassung
Die Schulsozialarbeit wurde in Deutschland in den letzten 25 Jahren deutlich ausgebaut. 
Im Beitrag wird die These vertreten, dass eine bedarfsorientierte Ressourcensteuerung für 
den weiteren Ausbau der Schulsozialarbeit notwendig, jedoch nicht hinreichend ist. Für 
eine erfolgreiche Implementierung sowie die Erreichung der anvisierten Ziele werden zu-
sätzlich eine Fachsteuerung, eine Koordination im Mehrebenensystem und eine multipro-
fessionelle Kooperation in den Schulen benötigt.
Schlüsselwörter: Schulsozialarbeit; Bedarfsorientierung; Ressourcenallokation; Steuerung; 
Koordination; Kooperation; Startchancen-Programm

Needs-oriented Resource Management – and Everything Will Be 
Fine? A Plea for Specialized Management, Coordination and Multi-
Professional Cooperation in School Social Work

Abstract
School social work has been significantly expanded in Germany over the last 25 years. The 
article argues that needs-oriented resource management is necessary, but not sufficient, 
for the further expansion of school social work. For successful implementation and the 
achievement of the intended goals, specialist management, coordination in the multi-le-
vel system and multi-professional cooperation in schools are also required. 
Keywords: school social work; needs-based approach; resource allocation; management; 
coordination; multi-professional cooperation; Startchancen program

1	 Einleitung

Für den Ausbau der Schulsozialarbeit stellt das mit Beginn des Schuljahres 2024/25 an-
gelaufene Startchancen-Programm des Bundes und der Länder einen wichtigen Impuls 
dar (BLV, 2024; vgl. auch Geweke  & Edelstein in diesem Heft). Das Programm hat den 
hohen Anspruch, die Bildungs- und Chancengerechtigkeit im Bildungssystem zu erhöhen 

Sprachliche Bildung und Mehrsprachigkeit in der Schule

Hauptsache Literacy – egal in welcher Sprache?
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und den sehr engen Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg in 
Deutschland aufzubrechen. Es unterstützt gezielt Schulen mit einem hohen Anteil sozi-
al benachteiligter Schüler*innen. Erreicht werden sollen mit dem Programm am Anfang 
bundesweit 2.125 Schulen und bis zum Schuljahr 2026/27 etwa 4.000 Schulen. Die Aus-
wahl der Schulen erfolgt über länderspezifische Sozialindizes. Bund und Länder finanzie-
ren das Programm über zehn Jahre (2024–2034) mit immerhin 20 Milliarden Euro. Zum 
Startchancen-Programm gehören drei inhaltliche Programmsäulen, wobei nachfolgend 
vor allem die Säule III, „Personal zur Stärkung multiprofessioneller Teams“, von Interesse 
ist. Im Rahmen der Säule III sollen die Programmschulen personell verstärkt werden, vor 
allem um folgende Bereiche zu fördern: 1.) die Beratung und Unterstützung der Lernen-
den, 2.) eine lernförderliche Elternarbeit, 3.) die Entwicklung einer positiven, diversitäts- 
und ungleichheitssensiblen Schulkultur sowie 4.) die Inanspruchnahme staatlicher Leis-
tungen. Durch den Einsatz von Sozialpädagog*innen und Schulsozialarbeiter*innen sowie 
pädagogischer Fachkräfte anderer Disziplinen soll die Zusammenarbeit in multiprofessio-
nellen Teams an den Startchancen-Schulen ausgebaut und weiterentwickelt werden. Ein-
zelne Länder haben bereits angekündigt, das Startchancen-Programm zum Ausbau der 
Schulsozialarbeit nutzen zu wollen (z. B. Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Schleswig-Holstein).

Im nachfolgenden Beitrag wird die These vertreten, dass eine bedarfsorientierte Ressour-
censteuerung für den Ausbau der Schulsozialarbeit (und anderer bildungs- und sozialpoli-
tischer Programme) ohne Zweifel sinnvoll und notwendig ist, jedoch nicht ausreicht, um 
eine fachlich angemessene Implementierung sowie Erreichung der anvisierten bildungs- 
und sozialpolitischen Ziele zu ermöglichen. Benötigt werden hierfür zusätzlich 1.) eine ak-
tive Fachsteuerung, 2.) eine Koordination der Professionen, Zuständigkeiten und Prozesse 
im Mehrebenensystem (Länder, Kommunen, Träger und Schulen) und 3.) eine multipro-
fessionelle Kooperation zwischen den Akteur*innen in den Schulen. 

Zur Nachvollziehbarkeit der These wird nach der Einleitung (1) zunächst kurz auf zentrale 
Begrifflichkeiten (2) und die Institutionalisierung und Verrechtlichung der Schulsozialarbeit 
eingegangen (3). Darauf aufbauend werden Statistiken und empirische Befunde zur Schul-
sozialarbeit präsentiert, um die Entwicklung, Bedeutung und Wirkungspotenziale des Hand-
lungsfeldes zu skizzieren (4). Abschließend wird ausführlicher erläutert, warum eine aktive 
Fachsteuerung, eine Koordination im Mehrebenensystem sowie die multiprofessionelle Ko-
operation zwischen den Akteur*innen in den Schulen erforderlich und umsetzbar sind (5).

2	 Begriffsklärung

Unter bedarfsorientierter Ressourcensteuerung im Bildungssystem wird eine Personal- 
und Mittelzuweisung an Schulen oder außerschulische Träger verstanden, die unter Be-
rücksichtigung schulischer und sozialräumlicher Kontextfaktoren erfolgt, um bildungs- 
oder sozialpolitische Ziele zu erreichen (z. B. Kinder und Jugendliche in schwierigen 
sozialen Lagen gezielt zu fördern, gleiche Bildungs- und Lebenschancen für alle zu ermög-
lichen). Eine bedarfsorientierte Ressourcensteuerung (z. B. anhand von Sozialindikatoren 
oder eines Sozialindexes) ist dabei unerlässlich, um Sozialräume und Schulen mit einem 
hohen Anteil sozial benachteiligter Schüler*innen zu identifizieren und angemessen fi-
nanziell und personell zu unterstützen (z. B. mit Schulsozialarbeit).
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Unter Fachsteuerung wird nachfolgend eine an bildungs- oder sozialpolitischen Zielen, 
aber auch den Lebenslagen, Bedarfen und Interessen der Kinder und Jugendlichen aus-
gerichtete und systematische Bedarfsanalyse, Bestandsaufnahme, Konzipierung, Planung, 
Begleitung, Evaluation sowie Qualitätsentwicklung von Programmen und Maßnahmen 
verstanden. Unter dem Begriff Koordination wird – stark vereinfacht – eine Abstimmung 
der verschiedenen Professionen, Zuständigkeiten und Prozesse verstanden, um die Ziele 
der Schulsozialarbeit zu erreichen.

Eine multiprofessionelle Kooperation zeichnet sich nachfolgend durch spezifische Merk-
male aus: a.) durch eine Herausforderung im beruflichen Alltag, deren Problemlösung 
durch die Nutzung der Kompetenzen von unterschiedlichen Berufsgruppen effektiver und 
effizienter erscheint, b.) durch ein gezieltes und längerfristiges, d. h. nicht nur punktuelles 
Zusammenwirken von mehr als zwei unterschiedlichen Berufsgruppen an einem Ort, c.) 
durch einen relativ hohen Spezialisierungsgrad der beteiligten Berufsgruppen, d.) durch 
eine detaillierte Abstimmung und verbindliche Regelung der beruflichen Zuständigkeiten 
und Handlungsabläufe zwischen den Berufsgruppen sowie e.) durch einen kontinuierli-
chen und zeitlich umfassenden fachlichen Austausch zwischen den Berufsgruppen vor Ort 
(Speck, 2020). Eine Einbindung der Schulsozialarbeit in das schulische Beratungs- und Un-
terstützungsnetzwerk oder -team erscheint sinnvoll, um eine „Versäulung“ der Strukturen 
zu vermeiden und die Effektivität der Beratung und Unterstützung zu erhöhen. 

3	 Institutionalisierung und Verrechtlichung der Schulsozialarbeit als 
wichtige Ausgangslage

Die Schulsozialarbeit wurde bereits Ende der 1960er/Anfang der 1970er Jahre in West-
deutschland eingeführt (Abels, 1971) und in Modellprojekten erprobt (Aden-Grossmann, 
2016; Raab et al., 1987). Die historische Entwicklung des Ausbaus und der Ressourcen-
steuerung der Schulsozialarbeit lässt sich – bei großen Unterschieden zwischen den Bun-
desländern – folgendermaßen zusammenfassen:

•	 1970er/1980er Jahre: Modellprojekte an einzelnen Brennpunkt- und Modellprojektschulen
•	 1990er Jahre: Erprobung/Institutionalisierung an einzelnen Schulformen (zunächst Ge-

samt- und Hauptschulen, später Ausweitung auf andere Schulformen, starker Ausbau in 
Ostdeutschland)

•	 2000er/2010er Jahre: Erweiterung der Schulsozialarbeit auf alle Schulformen (Auswahl der 
Schulen und Festlegung des Personalschlüssels auf der Basis von Schulformen, Bedarfs- und 
Situationsanalysen, Konzepten und/oder Schüler*innenzahlen)

•	 2020er Jahre: Auswahl der Schulen und Personalschlüssel anhand von Gesamtbudgets, Kon-
zepten und Sozialindikatoren (mit Tendenz zum Regelangebot der Schulsozialarbeit an allen 
Schulen)

Nach Jahrzehnten der Erprobung und Implementierung der Schulsozialarbeit über Mo-
dellprojekte und -programme ist spätestens seit Anfang der 2020er Jahre eine zu-
nehmende Institutionalisierung der Schulsozialarbeit in Deutschland feststellbar. Die 
meisten Bundesländer nutzen inzwischen in öffentlichen Darstellungen den Begriff Schul-
sozialarbeit (z. B. Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, 
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Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen). Mitunter werden jedoch aufgrund histo-
rischer Entwicklungen und/oder fachlicher Überlegungen parallel noch andere Begrifflich-
keiten verwendet (z. B. in Bayern, Baden-Württemberg und Berlin: Jugendsozialarbeit an 
Schulen, in Bayern auch: Schulsozialpädagogik, in Brandenburg: Sozialarbeit an Schulen, 
in Bremen: Soziale Arbeit an Schulen, in Hessen: Sozialarbeit in Schule, in Niedersachsen: 
Soziale Arbeit in schulischer Verantwortung). 

Unter Schulsozialarbeit wird dabei in der Fachdiskussion ein sozialpädagogisches Hand-
lungsfeld verstanden, bei dem sozialpädagogische Fachkräfte kontinuierlich und verlässlich 
am Ort Schule tätig sind und mit 1.) Lehrkräften, 2.) dem weiteren pädagogischen Personal 
der Schule sowie 3.) außerschulischen Institutionen und Akteur*innen auf einer verbindlich 
vereinbarten und gleichberechtigten Basis zusammenarbeiten. Ziel ist, a.) (prinzipiell) alle 
jungen Menschen mit lebenslagen- und lebensweltorientierten Angeboten auf freiwilliger 
Basis in ihrer individuellen, familiären, sozialen, schulischen und beruflichen Entwicklung zu 
fördern, b.) dazu beizutragen, Bildungsbenachteiligungen zu vermeiden und abzubauen, c.) 
Erziehungsberechtigte, Lehrkräfte und das weitere pädagogische Personal in der Schule bei 
der Erziehung und dem erzieherischen Kinder- und Jugendschutz zu beraten und zu unter-
stützen sowie d.) zu einer schüler*innenfreundlichen Umwelt beizutragen. Hierzu bringt die 
Schulsozialarbeit sozialpädagogische Kenntnisse, Kompetenzen, Angebote, Handlungsansät-
ze, Prinzipien und Methoden in die Schule ein. Eine besondere Bedeutung in der Schulso-
zialarbeit kommt der systematischen Kooperation innerhalb der Schule sowie mit der Kin-
der- und Jugendhilfe und dem Sozialraum zu (Drilling, 2009; Hollenstein et al., 2017; Speck, 
2022; Spies & Pötter, 2011; Stüwe et al., 2015). 

Im Jahr 2021 trat eine bereits seit vielen Jahren in der Fachdiskussion geforderte Rege-
lung für die Schulsozialarbeit im SGB  VIII in Kraft (Eckert  & Bassarak, 2021). Der neue 
§ 13 a SGB VIII beinhaltet einen eigenständigen Leistungsparagrafen für die Schulsozial-
arbeit. Schulsozialarbeit wird in diesem Paragrafen als Handlungsfeld verstanden, wel-
ches sozialpädagogische Angebote der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und des Kinder- 
und Jugendschutzes zusammenfasst und jungen Menschen am Ort Schule zur Verfügung 
stellt. Die Träger der Schulsozialarbeit sollen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit den 
Schulen zusammenarbeiten. Bemerkenswert ist, dass nähere Details über den Inhalt und 
Umfang der Aufgaben der Schulsozialarbeit den Landesgesetzgebern überlassen werden 
und dass durch Landesrecht bestimmt werden kann, dass Aufgaben der Schulsozialar-
beit durch andere Stellen und nach anderen Rechtsvorschriften erbracht werden. Letzt-
lich wurde mit dem Paragrafen eine Rechtsgrundlage für die Schulsozialarbeit im SGB VIII 
geschaffen. Gleichzeitig wurde die Regelungshoheit zur Schulsozialarbeit in die Zuständig-
keit der Länder gelegt, womit der Vielfalt unterschiedlicher Trägerschaften, Programme 
und Regelungen in den Ländern Rechnung getragen wurde. Die Länder sind – in Abstim-
mung mit den Städten und Landkreisen – in der Verantwortung, für Klärungen zu sorgen. 
Bundesweit einheitliche Konkretisierungen durch den Gesetzgeber fehlen damit jedoch 
und sind zeitnah nicht zu erwarten (z. B. Ziele, Zielgruppen, Methoden, Handlungsprinzi-
pien, Aufgabenschwerpunkte, Qualitätsstandards). Obwohl mit dem § 13 a SGB VIII also 
eine Rechtsgrundlage geschaffen worden ist, sind wichtige Fragen der Ausrichtung, Steu-
erung, Abstimmung und Kooperation nicht geregelt und bedürfen einer Klärung, Aus-
handlung und Präzisierung.
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4	 Statistiken und empirische Befunde zur Schulsozialarbeit

Fundierte Aussagen zur Entwicklung und zum aktuellen Ausbaustand der Schulsozialar-
beit sind bislang nur mit einigen Einschränkungen möglich. Erstens haben sich die Begrif-
fe, Verständnisse und Erfassungssysteme in der Kinder- und Jugendhilfe zur Schulsozial-
arbeit über die Zeit konkretisiert und verändert. Zweitens liegen nur für den Kinder- und 
Jugendhilfebereich bundesweite Statistiken vor. Die Schulsozialarbeit in schulischer Trä-
gerschaft (z. B. Einzelschule, Kultus-/Bildungsministerien) oder anderen Trägerschaften 
(Elternvereine, private Trägerschaften) wird bislang bundesweit statistisch nicht abgebil-
det. Drittens ist in der statistischen Erfassung und Darstellung selbst für Expert*innen 
eine klare Abgrenzung der Schulsozialarbeit von anderen sozialpädagogischen Hand-
lungsfeldern in Schulen nicht einfach möglich (z. B. sozialpädagogische Mitarbeiter*innen 
im Ganztag und der Inklusion, schulbezogene Angebote, schulbezogene Jugendarbeit und 
Jugendsozialarbeit). Wünschenswert wäre eine bundesweit vollständige und präzise sta-
tistische Erfassung der Schulsozialarbeit und der multiprofessionellen Zusammensetzung 
von Schulen – unabhängig von der jeweiligen Trägerschaft. Die nachfolgende Darstellung 
fokussiert daher auf die Kinder- und Jugendhilfestatistik und damit die Schulsozialarbeit 
in Trägerschaft der Kinder- und Jugendhilfe. Darüber hinaus werden Wirkungsbefunde zur 
Schulsozialarbeit präsentiert.

4.1	 Entwicklung der Anzahl der Schulsozialarbeiter*innen

Geht man von der Kinder- und Jugendhilfestatistik aus, dann hat die Schulsozialarbeit in 
den letzten gut 20 Jahren einen enormen Bedeutungszuwachs erlebt. Gab es 1998 bun-
desweit (und ohne Beachtung schulischer und anderer Trägerschaften) lediglich 755 Per-
sonen mit 365 Vollzeitäquivalenten, so waren es im Jahr 2020 bereits 7.547 Personen mit 
5.386 Vollzeitäquivalenten. Das Personal hat sich damit in 20 Jahren verzehnfacht und die 
Vollzeitäquivalente haben sich fast verfünfzehnfacht. Diese dynamische Entwicklung der 
Schulsozialarbeit ist angesichts der jahrzehntelang fehlenden rechtlichen Absicherung be-
achtlich und spricht für eine Durchsetzung des Handlungsfeldes in der Praxis (vgl. Tab. 1).

Tab. 1:	 Entwicklung des Personals in der Schulsozialarbeit 

Jahr Personal Vollzeitäquivalente

1998 755 365

2002 1.385 606

2006 1.751 605

2010 3.025 1.036

2016 5.600 4.008

2018 6.676 4.615

2020 7.547 5.386

Quelle:	 Autor:innengruppe Kinder- und Jugendhilfestatistik (2024, S. 166), Autorengruppe Kin-
der- und Jugendhilfestatistik (2021, S. 36) und BMFSFJ (2013, S. 330).

Anm.:	 Die Angaben beziehen sich auf Schulsozialarbeit nur in Trägerschaft der Kinder- und Ju-
gendhilfe.
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sozialarbeit befragt. Die Befragten sollen dabei angeben, wie oft sie die Schulsozialarbeit 
in den letzten zwölf Monaten genutzt haben. Demnach gaben 2009 9,1  Prozent, 2019 
9,2  Prozent und 2021 6,9  Prozent der Jugendlichen eine Nutzung der Schulsozialarbeit 
an (vgl. Tab. 6). Berücksichtigt werden müssen bei der Einordnung der Befunde allerdings 
unterschiedliche Befragungszeitpunkte, die Effekte der Coronavirus-Pandemie, die unter-
schiedliche Versorgung der Schulen mit Schulsozialarbeit und die für Schüler*innen kaum 
zu unterscheidenden sozialpädagogischen Kräfte in den Schulen (z. B. im Ganztag, Päda-
gogische Mitarbeitende, Schulbegleitungen/Assistent*innen).

Tab. 6:	 Nutzung der Schulsozialarbeit durch die Schüler*innen 

Befragung und Alter Ja Nein

AID:A 2021 (11–18 Jahre) in % 6,9 93,1

AID:A 2019 (12–17 Jahre) in % 9,2 90,8

AID:A 2009 (13–17 Jahre) in % 9,1 90,9

Quelle:	 Deutsches Jugendinstitut (2024).

Tab. 5:	 Trägerschaft in der Schulsozialarbeit 

Vollzeitäquivalente Prozent

Öffentlicher Träger, davon … 2.192 40,7

 örtliche Träger 1.645 30,5

 überörtliche Träger 2 0,0

 Land 0 0,0

 Gemeinden ohne Jugendamt 545 10,1

Freie, privat-gemeinnützige Träger, davon … 3.127 58,0

 Arbeiterwohlfahrt 250 4,6

 Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 832 15,4

 Deutsches Rotes Kreuz 94 1,7

 Diakonisches Werk/sonstige der EKD angeschl. Träger 569 10,6

 Deutscher Caritasverband/sonstige katholische Träger 496 9,2

 Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland 0 0,0

 andere Religionsgemeinschaften des öffentl. Rechts 4 0,1

 Jugendgruppe, Jugendverband, Jugendring 176 3,3

 andere gemeinnützige juristische Personen oder Vereini- 
 gungen

706 13,1

 Freie, privat-nicht gemeinnützige Träger, davon … 68 1,3

 Unternehmens-/Betriebsteil 16 0,3

 selbständig privat-gewerblich 14 0,3

 natürliche oder andere juristische Person 38 0,7

Summe 5.387 100

Quelle:	 Statistisches Bundesamt (2022, S. 27 f.) und eigene Berechnungen.
Anm.:	 Jahr 2020; Vollzeitäquivalente und prozentual. Die Angaben beziehen sich auf Schulsozi-

alarbeit nur in Trägerschaft der Kinder- und Jugendhilfe.
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In bereits etwas älteren Befragungen des DJI bei den Jugendämtern in Deutschland (Ga-
dow et al., 2013, S. 125 f.; van Santen et al., 2003, S. 277 ff.) wurde die Verbreitung der 
Schulsozialarbeit in Trägerschaft der Jugendhilfe erfasst. Die Befunde machten bereits 
zwischen 1996 und 2004 auf einen deutlichen Ausbau der Schulsozialarbeit in den Ju-
gendamtsbezirken aufmerksam. So bestanden im Jahr 1996 in knapp der Hälfte der Ju-
gendamtsbezirke (49 %) Schulsozialarbeits-Projekte. Knapp zehn Jahre später verfügten 
im Jahr 2004 bereits gut drei Viertel der Jugendamtsbezirke (78 %) über Schulsozialar-
beits-Projekte. Bis zum Jahr 2008 ging die Zahl der Jugendamtsbezirke mit Schulsozial-
arbeits-Projekten wieder zurück. Inzwischen ist allerdings von einem Ausbau und einer 
nahezu flächendeckenden Versorgung in den Jugendamtsbezirken auszugehen (siehe Kin-
der- und Jugendhilfestatistik, Landesprogramme, Schulsozialarbeit im Rahmen des Bil-
dungs- und Teilhabepakets sowie des Startchancen-Programms).

4.7	 Wirkungen der Schulsozialarbeit

Die deutschsprachige Forschung liefert inzwischen zahlreiche Wirkungsbelege für die 
Schulsozialarbeit (für einen Überblick: Olk  & Speck, 2009; Speck, 2019; Speck  & Olk, 
2010, 2014): 1.) Die Studien zu Landesprogrammen verweisen unter anderem auf a.) 
unterschiedliche Nutzungsquoten bei den Schüler*innen, b.) eine positive Bewertung 
durch Nutzer*innen und Kooperationspartner*innen (u. a. Lehrkräfte und Schüler*innen, 
Schulämter), c.) die Bereitstellung von (früheren) Hilfen, Entlastungsangeboten und An-
sprechpersonen für die Schüler*innen, d.) eine soziale Kompetenzförderung der Schü-
ler*innen, e.) einen Ausbau der Elternarbeit und eine Öffnung der Schulen nach außen, 
f.) eine Verbesserung der Kooperation von Jugendhilfe und Schule sowie g.) eine Ver-
besserung der Schulentwicklung und Jugendhilfestrukturen. Die Befunde basieren oft auf 
Selbsteinschätzungen der Befragten. 2.) Vorliegende, qualitative Studien verweisen da
rauf, dass die Schulsozialarbeit a.) zu zusätzlichen Ressourcen, Angeboten und relevanten 
Ansprechpersonen für die Schüler*innen führt, b.) frühe Problemlösungen, eine soziale 
Kompetenzförderung und Entlastung bei den Jugendlichen ermöglicht, c.) das Schulklima 
und Wohlbefinden der Schüler*innen und Lehrkräfte verbessert und d.) die Kooperation 
von Schule, Elternhaus und Jugendhilfe fördert. 3.) Anhand von Längsschnittuntersuchun-
gen und quasiexperimentellen Prä-Post-Designs wurden positive Effekte der Schulsozial-
arbeit belegt, hinsichtlich a.) der Einsparung von kostenintensiven Maßnahmen, Hilfen 
zur Erziehung und Fremdplatzierungen, b.) der Reduzierung von Unterrichtsauschlüssen, 
Klassenwiederholungen und unentschuldigten Fehlzeiten sowie der Förderung von Schul-
abschlüssen, c.) der Kooperationsbewertung und dem Kooperationsverhalten von Lehr-
kräften sowie d.) der Bewertung des Schulklimas.

Aus der internationalen Wirkungsforschung zur Schulsozialarbeit liegen darüber hinaus 
seit vielen Jahren Analysen vor, die auf zahlreiche Forschungsprobleme aufmerksam ma-
chen (z. B. fehlende evidenzbasierte Interventionen, quasi-experimentelle Studien und Ef-
fektstärken, vgl. Bailey-Dempsey & NASW School Social Work Section, 1997; Bailey-Dem-
psey  & Reid, 1996; Early  & Vonk, 2001; Franklin, 1999; Kurtz, 1987). Gleichzeitig liegen 
Reviews und Meta-Analysen vor, die die Wirkungen der Schulsozialarbeit belegen: In der 
Meta-Analyse von Franklin et al. (2009) zur Wirksamkeit der Schulsozialarbeit zeigten sich 
in Einzelstudien zum Teil große Effekte der Schulsozialarbeit (z. B. hinsichtlich des Wissens 
der Schüler*innen über Schwangerschaften, der Sensibilisierung für Kindesmissbrauch, 
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der Bewältigungsorientierung bei Problemen, der sozialen Kompetenzerweiterung). Die 
Meta-Analyse ergab eine gewichtete, mittlere Gesamteffektstärke der Schulsozialarbeit 
für internalisierende Probleme (.40) und eine geringe Gesamteffektstärke für externalisie-
rende Probleme (.23). Im länderübergreifenden, systematischen Review von Allen-Mea-
res et al. (2013) wurde zwischen Interventionen auf der universellen Ebene  1 und der 
selektiven Ebene 2 unterschieden. Die größten Effektstärken wurden auf der Ebene 1 bei 
Interventionen zur sexuellen Enthaltsamkeit und zum sexuellen Wissen erreicht. Effektive 
Programme zeichneten sich durch eine Schulung der Professionellen und wöchentliche 
Sitzungen mit den Schüler*innen aus. Auf der Ebene 2 wurden sehr große Effektstärken 
unter anderem bei Interventionen zum Selbstwertgefühl, zum Verhalten im Klassenraum, 
zu Trauersymptomen in der Kindheit, zur Wahrnehmung der Selbstbeherrschung, zu Ver-
haltensproblemen und zu sozialen Problemlösungskompetenzen erzielt. Ding et al. (2023) 
führten ein Scoping Review durch und berichten anhand der Einzelstudien von positiven 
Effekten der Schulsozialarbeit auf 1.) das Sozialverhalten der Schüler*innen, 2.) die aka-
demischen Ergebnisse der Schüler*innen, 3.) das Schulklima und die Schulkultur, 4.) die 
Interaktion zwischen Lehrkräften, Eltern und Schüler*innen und 5.) das Wohlbefinden der 
Eltern. Weniger eindeutig waren hingegen die Wirkungen hinsichtlich der Verbesserung 
der psychischen Gesundheit der Schüler*innen. 

Im Vergleich zur deutschsprachigen Wirkungsforschung weist die internationale For-
schung auf der einen Seite einen deutlichen Entwicklungsvorsprung hinsichtlich von a.) 
evidenzbasierten Interventionen (EBP: Evidence Based Practice), b.) konzeptionellen Rah-
mungen der Interventionen (z. B. Evidence Based Practice Framework, MTSS: Multi-Tie-
red System of Supports), c.) gezielten Wirkungs- und Interventionsstudien, d.) experimen-
tellen und quasi-experimentellen Designs sowie e.) Meta-Analysen/Systematic Reviews 
auf. Auf der anderen Seite geht mit diesen Ansätzen zum Teil auch eine Verengung der 
Praxis und Forschung zur Schulsozialarbeit einher. Im Fokus stehen zumeist 1.) die Über-
prüfung konkreter, evidenzbasierter Einzelmaßnahmen (selten das Handlungsfeld Schul-
sozialarbeit insgesamt), 2.) die Zielgruppe von problembelasteten, auffälligen und gefähr-
deten Schüler*innen (seltener alle Schüler*innen, die Lehrkräfte und die Eltern) sowie 
3.) der Einsatz standardisierter und bewährter Instrumente (seltener qualitative Studien 
sowie ein Fokus auf den individuellen Nutzen und die Aneignung und Nutzung der Schul-
sozialarbeit).

5	 Bedarfsorientierte Ressourcensteuerung und Fachsteuerung, 
Koordinierung und multiprofessionelle Kooperation in der 
Schulsozialarbeit

Unstrittig ist, dass beim weiteren Ausbau der Schulsozialarbeit eine bedarfsorientierte 
Ressourcensteuerung sowohl aus finanziellen Gründen als auch aus fachlichen Gründen 
geboten ist. Hierzu liegen in der Praxis bereits seit einigen Jahren verschiedenste Model-
le, Verfahren und Indikatoren auf der Landes- und Kommunalebene vor. Im Rahmen des 
Startchancen-Programms sind die Länder angehalten, bei der Auswahl der Schulen ent-
sprechende Sozialindikatoren einzusetzen. Die bedarfsorientierte Ressourcensteuerung 
allein kann jedoch keine Qualität im weiteren Verlauf sicherstellen. Hierfür sind eine ak-
tive Fachsteuerung, eine Koordinierung der Schulsozialarbeit im Mehrebenensystem und 
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eine multiprofessionelle Kooperation in den Schulen erforderlich. Dafür sprechen auch: 
1.) das sehr schnell wachsende Handlungsfeld der Schulsozialarbeit ohne einheitliche Zie-
le, Zielgruppen und Aufgabenschwerpunkte, 2.) das komplexe Gesamtgefüge in der Ko-
operation von Schule und Jugendhilfe (z. B. Bildung als Landesaufgabe und Jugendhilfe als 
kommunale Aufgabe) sowie 3.) die Entwicklung der Schulen zu multiprofessionellen Or-
ganisationen mit einem Klärungsbedarf der Verantwortlichkeiten und Aufgaben zwischen 
den Berufsgruppen. Ohne aktive Fachsteuerung der Schulsozialarbeit, eine Koordination 
der Schulsozialarbeit im Mehrebenensystem (Länder, Kommunen, Träger, Schulen) und 
eine abgestimmte, multiprofessionelle Kooperation zwischen den Akteur*innen in den 
Schulen dürften die Wirkungspotenziale der Schulsozialarbeit kaum zum Tragen kommen 
und die Erreichung der anspruchsvollen Programmziele (z. B. eine Verbesserung der mul-
tiprofessionellen Kooperation sowie eine Förderung benachteiligter Schüler*innen wie im 
Startchancen-Programm) wenig wahrscheinlich sein. 

Im Folgenden soll anhand 1.) der Fachliteratur, 2.) der Richtlinien, Erlasse, Grundsätze, 
Leitfäden/-linien und Empfehlungen der Länder sowie 3.) der Prüfberichte der Landes-
rechnungshöfe geklärt werden, wie eine Fachsteuerung, Koordination und multiprofessio-
nelle Kooperation in der Schulsozialarbeit aussehen könnte. 

1.) Fachliteratur: Im Fokus der Fachliteratur zur Schulsozialarbeit stehen vor allem die 
Rahmenbedingungen, die Kooperation und Wirkungen. Deutlich seltener wird bislang 
ausführlicher die Fachsteuerung, Koordination und multiprofessionelle Kooperation der 
Schulsozialarbeit im Mehrebenensystem thematisiert (z. B. Foltin, 2015; Hettler, 2020; 
Iser et al., 2013; Kersten, 1998; Landesarbeitsgemeinschaft Schulsozialarbeit NRW, 2021; 
Olk & Speck, 2004; Speck, 2006; Stüwe et al., 2015; Zipperle et al., 2022). Die vorliegen-
den Beiträge betonen insbesondere die Notwendigkeit einer statistischen Erfassung des 
Handlungsfeldes, die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten der verschiedenen Ins-
titutionen, Berufsgruppen und Akteur*innen, die Vor- und Nachteile der verschiedenen 
Trägermodelle, die möglichen Verfahren und Instrumente zur Qualitätsentwicklung und 
(Selbst-)Evaluation sowie Möglichkeiten der Leitung und Steuerung. Verwiesen wird u. a. 
auf a.) eine Steuerungsverantwortung der Länder, Kommunen, Träger, Schulen und Fach-
kräfte, b.) die Bereitstellung angemessener personeller, kooperativer und sächlicher Rah-
menbedingungen durch die Finanzierungs- und Anstellungsträger, c.) die Aushandlung 
und Vereinbarung von Zielen der Schulsozialarbeit zwischen den Institutionen (Zielver-
einbarungen), d.) die Klärung von Zuständigkeiten und Aufgabenbereichen zwischen den 
Institutionen und Professionen, e.) die Notwendigkeit von Ansprechpersonen in den Insti-
tutionen und den Abschluss von Kooperationsvereinbarungen für den Regel- und Konflikt-
fall sowie f.) die Einrichtung von gemeinsamen Planungs- und Steuerungsgruppen. Die 
multiprofessionelle Kooperation in der Schulsozialarbeit ist erst in den letzten Jahren zu-
nehmend in den Fokus der Aufmerksamkeit gerückt (Speck et al., 2023). Allerdings er-
scheint eine Klärung der Kompetenzen, Zuständigkeiten, Zusammenarbeit und Grenzen 
der verschiedenen Professionen sowie der kooperativen Fallarbeit angesichts der multi-
professionellen Zusammensetzung von Schulen unerlässlich.

2.) Richtlinien, Erlasse, Grundsätze, Leitfäden/-linien, Empfehlungen und Unterstützungs-
strukturen der Länder: Fast alle Bundesländer haben inzwischen Regelungen und Unter-
stützungsstrukturen zur Schulsozialarbeit entwickelt. Diese bieten vielfältige Anregungen 
zur Fachsteuerung, Koordination und Kooperation in der Schulsozialarbeit. Die Dokumen-
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te zielen auf Prozessaktivitäten zur a.) gesetzlichen und förderrechtlichen Verankerung 
der Kooperation im Bildungs- und Sozialbereich, b.) Erstellung einer Rahmenkonzeption, 
c.) Formulierung von Vorgaben und Qualitätsstandards, d.) Bereitstellung von Informa-
tionen für die Fachöffentlichkeit, e.) Bedarfsfeststellung und Bestandsaufnahme, f.) kri-
teriengeleiteten Auswahl und bedarfsgerechten Ressourcenverteilung, g.) Bereitstellung 
von angemessenen Rahmenbedingungen, h.) inhaltlichen und strukturellen Förderung 
der Kooperation von Jugendhilfe und Schule, i.) Absicherung von Fachaufsicht, Fachbera-
tung und Wirksamkeitsdialog, j.) Bereitstellung von Beratungs-, Unterstützungs-, Fortbil-
dungs- und Vernetzungsangeboten sowie k.) Förderung der (Selbst-)Evaluation, Qualitäts-
entwicklung und Weiterentwicklung ab (vgl. Tab. 7).

Tab. 7:	 Fachsteuerung, Koordination und multiprofessionelle Kooperation in der Schulsozial-
arbeit

a.)	 Gesetzliche und 
förderrechtliche 
Verankerung der Ko-
operation

•	 Aufnahme der Schulsozialarbeit in die Schulgesetze und Ausführungsgesetze 
zum SGB VIII/KJHG

•	 Aufnahme der Schulsozialarbeit in die Landeshaushalte bzw. die kommunale 
Förderung

b.)	Erstellung einer 
Rahmenkonzeption

Mögliche Inhalte einer Rahmenkonzeption
1.	 Verständnis von Schulsozialarbeit 
2.	 Historische Entwicklung und Ausgangssituation (inklusive Bestandsaufnahme 

und Bedarfe) 
3.	 Selbst- und Bildungsverständnis sowie Grundsätze der Kooperation
4.	 Leitlinien, Ziele und Zielgruppen 
5.	 Handlungsfelder, Arbeitsschwerpunkte und Grenzen 
6.	 Zentrale Akteur*innen auf der strategischen und operativen Ebene und ihre 

Rollen und Zuständigkeiten
7	 Handlungsprinzipien und Methoden 
8.	 Rahmenbedingungen, Qualitätsstandards, Ressourcen 
9.	 Kriterien der Schul- und Trägerauswahl 
10.	Multiprofessionelle Kooperation in der Schule 
11.	Außerschulische Kooperation und Vernetzung 
12.	Dokumentation, Evaluation, Berichterstattung und Weiterentwicklung

c.)	 Formulierung von 
Vorgaben und Quali-
tätsstandards für 
Schulen, Schulträ-
ger, Jugendhilfeträ-
ger und Schulsozial-
arbeiter*innen

•	 Fachliche Vorgaben (z. B. Ziele, Zielgruppen, Arbeitsschwerpunkte, Arbeits-
prinzipien, Kooperation, Rollen/Zuständigkeiten, personelle/räumliche/mate-
riell-technische/kooperationsbezogene und finanzielle Qualitätsstandards)

•	 Konzeptionelle Vorgaben (z. B. Erstellung und Weiterentwicklung von schul-
bezogenen Konzepten auf der Basis der Rahmenkonzeption)

•	 Kooperationsbezogene Vorgaben (z. B. Abschluss von Kooperationsverträ-
gen, gemeinsame schulbezogene Konzeption, Etablierung von multiprofes-
sionellen Beratungs- und Unterstützungsteams in den Schulen, Bildung von 
Tandems zwischen Beratungslehrkräften und Schulsozialarbeiter*innen, ge-
meinsame Planungs- und Auswertungsgespräche, verpflichtende Teilnahme 
an Tandemfortbildungen)

•	 Zuwendungsbezogene Vorgaben (z. B. Erstellung von Formularen, Vorgabe 
von jährlichen Verwendungsnachweisen, Statistiknachweisen und Sachbe-
richten)
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d.)	Bereitstellung von 
Informationen für 
die Fachöffentlich-
keit

•	 Einrichtung einer aussagefähigen Webseite
•	 Nutzung von Newslettern, E-Mail-Verteilern und Informationsplattform 

(Cloud)
•	 Informationsbereitstellung zur Rahmenkonzeption, zu Förderrichtlinien und 

-grundsätzen, Zielen und Zielgruppen, Arbeitsschwerpunkten, Qualitätsstan-
dards, Broschüren/Publikationen, Praxisbeispielen, Videos, Fortbildungen, 
Tagungen, E-Mail-Angeboten, Vernetzungs- und Austauschtreffen

•	 Überblick über Statistiken/Kennzahlen, Schulstandorte, Träger, Berichte/Er-
gebnisse von Evaluationen/Studien

e.)	 Bedarfsfeststellung 
und Bestandsauf-
nahme

•	 Bedarfsfeststellung von Schulsozialarbeit anhand schulischer und sozialpäd-
agogischer Kriterien sowie der Wünsche, Bedürfnisse und Interessen junger 
Menschen

•	 Bestandsaufnahme der vorhandenen Angebote und Unterstützungsressour-
cen in den Schulen und im Sozialraum

f.)	 Kriteriengeleitete 
Auswahl und be-
darfsgerechte Res-
sourcenverteilung

•	 Formulierung von Sozialindikatoren und Auswahlkriterien, Einleitung eines 
Interessenbekundungsverfahrens, 

•	 Kriteriengeleitete Auswahl der Projekte, Schulen und Träger 
•	 bedarfsgerechte Ressourcenverteilung anhand definierter Kriterien (z. B. auf-

grund schulischer und jugendhilferechtlicher Indikatoren sowie Situations-
analyse und Konzept)

g.)	 Bereitstellung von 
angemessenen Rah-
menbedingungen

•	 Bereitstellung von ausreichenden personellen, sächlichen, materiell-techni-
schen, räumlichen Rahmenbedingungen

h.)	 Inhaltliche und 
strukturelle Förde-
rung der Koopera-
tion von Jugendhilfe 
und Schule 

•	 Benennung von Ansprechpersonen 
•	 Unterzeichnung und Überprüfung von Ziel-, Leistungs- u. Kooperationsverein-

barungen
•	 Festlegung von Leitfäden, Regeln und Ansprechpersonen für Konflikte
•	 gemeinsame Besprechungen, Abstimmung zu Fragen der Bildung, Erziehung 

und Betreuung, Jugendhilfe- und Schulentwicklungsplanung sowie institutio-
nelle, angebots- und einzelfallbezogene Kooperation

•	 Förderung der Kooperation von Jugendhilfe und Schule und der sektoren-
übergreifenden Vernetzung (z. B. mit Jugendberufsagentur, Gesundheitsbe-
reich, KJPP)

•	 Aufbau und Ausbau regionaler Netzwerk- bzw. Koordinierungsstellen für die 
Schulsozialarbeit (Bedarfsermittlung, Bestandsaufnahme, Planung, Fachbe-
gleitung und Qualitätsentwicklung) und einer Landesarbeitsgemeinschaft

i.)	 Absicherung von 
Fachaufsicht, Fach-
beratung und Wirk-
samkeitsdialog

•	 Fachaufsicht: Bereitstellung von Ansprechpersonen, Erstellung von Anforde-
rungsprofilen und Stellenbeschreibungen, Klärung der Rollen und Zuständig-
keiten, Überprüfung von Vereinbarungen etc.

•	 Fachberatung: Bereitstellung von Ansprechpersonen zur Beratung, Beglei-
tung und Unterstützung der Fachkräfte, Träger und Schulen, Einrichtung 
eines Beirates, Erstellung schulischer Konzepte, Fort- und Weiterbildungsan-
gebote, 

•	 Wirksamkeitsdialog: regelmäßige Treffen zur Planung, Kooperationsgesprä-
che, Gespräche zur Zielüberprüfung/zum Wirksamkeitsdialog

j.)	 Bereitstellung von 
Beratungs-, Unter-
stützungs-, Fortbil-
dungs- und Vernet-
zungsangeboten

•	 Supervision, Kollegiale Fallberatung und Beratungsangebote für Schulsozial-
arbeiter*innen, Träger und Schulen etc.

•	 Unterstützungsangebote für Fachöffentlichkeit in Form von Handreichungen/
Praxisleitfäden, Hinweise zu Datenschutz und Schweigepflicht 

•	 Fort- und Weiterbildungen sowie Fachtagungen 
•	 Vernetzungs- und Austauschtreffen für die Fachkräfte
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k.)	 Förderung der 
(Selbst-)Evaluation, 
Qualitätsentwick-
lung und Weiterent-
wicklung

•	 Einforderung von Selbstevaluation und Qualitätsentwicklung 
•	 Bereitstellung von Dokumentationsformen, Instrumenten  

und Verfahren der Selbstevaluation und Qualitätsentwicklung
•	 Beauftragung von Gesamtevaluationen
•	 Förderung von regionalen Netzwerk-/Koordinierungsstellen und Landesar-

beitsgemeinschaften
•	 jährliche Zusammenführung der Statistiken und Sachberichte der Träger und 

Fachkräfte in einem Bericht

Quelle:	 eigene Darstellung auf Basis der Erlasse, Richtlinien und Empfehlungen der Länder.

Zusammenfassend betrachtet verfügen die Bundesländer über vielfältige Möglichkeiten 
zur Förderung und Sicherstellung der Fachsteuerung, Koordination und multiprofessionel-
len Kooperation. In ähnlicher Weise gilt dies für die Schul- und Jugendhilfeträger. 

3. Berichte der Landesrechnungshöfe: In den letzten Jahren war die Schulsozialarbeit Be-
standteil zahlreicher Landesrechnungshofberichte (z. B. Baden-Württemberg, Berlin, Bre-
men, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Schleswig-
Holstein, Thüringen). Die Berichte enthalten zahlreiche Anregungen zur Finanzsteuerung, 
aber auch zur Fachsteuerung, Koordination und multiprofessionellen Kooperation durch die 
Länder:

a.)	 Finanzsteuerung

•	 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in der Planungsphase (z. B. Analyse der Ausgangslage 
und des Handlungsbedarfs, Festlegung von Zielen und Priorisierungen, Ermittlung von Lö-
sungsmöglichkeiten mit Kosten-Nutzen-Betrachtungen, Prüfung der Lösungen, Zeitplanung, 
Verfahren der Erfolgskontrolle)

•	 bedarfsgerechte, ressourcenorientierte Steuerung (z. B. Festlegung von objektiven und ein-
heitlichen Bedarfskriterien, Priorisierung der Ressourcenzuweisung durch eine sozialindex-
basierte Ressourcensteuerung, gleiche Förderregelungen für öffentliche und freie Schule, 
fairer und gleichmäßiger Ausbau in den Landkreisen und Städten)

•	 Festlegung von Mindestanforderungen an das Förderverfahren (z. B. für vereinfachte Be-
willigungs- und Abrechnungsverfahren, Zulassung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns, Klä-
rung von Koordinierungstätigkeiten, Einführung von Festbetragsfinanzierungen/Pauschalen, 
angemessene Einforderung und Überprüfung von Verwendungsnachweisen, Einforderung 
von Sachberichten mit Angaben zur Erreichung von Kennzahlen und Zielindikatoren)

•	 Digitalisierung des gesamten Förderverfahrens (z. B. Einbindung in bestehende Anwen-
dungen, digitale Bearbeitung von Erst- und Folgeanträgen, automatisierte Prüfung auf Plau-
sibilität und Vollständigkeit)

•	 umfassende und systematische Erfolgskontrolle (z. B. Festlegung von überprüfbaren Krite-
rien, Indikatoren und Kennzahlen, Durchführung von Zielerreichungs-, Wirkungs- und Wirt-
schaftlichkeitskontrollen)

b.)	 Fachsteuerung, Koordination und multiprofessionelle Kooperation

•	 Wahrnehmung der Gesamtsteuerung (z. B. Aufnahme der Schulsozialarbeit ins Schulrecht 
und Jugendhilferecht, hinreichende Grundausstattung der Schulen, Schaffung eines Rah-
menkonzepts Schulsozialarbeit, trennscharfe Abgrenzung zu anderen Programmen, Festle-
gung von Bedarfskriterien und Bedarfsermittlung, Festlegung von Qualitätsstandards, Ein-
forderung schulischer Konzepte)
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•	 Wahrnehmung der Gesamtplanung (z. B. Gesamtplanung Jugendhilfe und Schule, Abstim-
mung der Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung, Koordinierung von Richtlinien/Pro-
grammen zur Kooperation von Jugendhilfe und Schule in einer Hand, innerministerielle Ab-
stimmung)

•	 Klärung der Ziele der Förderung und Schulsozialarbeit (z. B. fachliche und zugleich messbare 
Zielvorgaben, Kriterien und Indikatoren)

•	 Klärung der Planungs-, Steuerungs- und Finanzierungsverantwortung und der jeweiligen Zu-
ständigkeiten (z. B. Festlegung der Verantwortungen und Zuständigkeiten von Land, Jugend-
ämtern, Schulaufsicht, Schulleitungen sowie Trägern)

•	 Fachkräftegewinnung und -einsatz (z. B. Gewinnung von Fachkräften für Schulen mit ungün-
stigem Sozialindex, Bereitstellung eines berufsbegleitenden Weiterbildungsstudiums mit 
anschließender Tätigkeitsverpflichtung)

Die Landesrechnungshöfe betonen in den Berichten sowohl eine finanzielle als auch eine 
fachlich-strategische und koordinierende Verantwortung der Länder in der Schulsozial-
arbeit und geben Anregungen zur Ausübung dieser Verantwortung. Mit einigen Anpas-
sungen erscheinen die Empfehlungen der Landesrechnungshöfe auch auf die Kommunen 
und die Schulsozialarbeit in Jugendhilfeträgerschaft übertragbar zu sein.

Zusammenfassend erscheint es nur im Zusammenspiel von Ressourcen- und Fachsteue-
rung möglich, die im Rahmen der Schulsozialarbeit und des Startchancen-Programms an-
visierte Förderung der multiprofessionellen Kooperation und vor allem der benachteilig-
ten Schüler*innen systematisch im Blick zu behalten und zu erreichen. Eine aktive und 
begleitende Fachsteuerung muss dabei a.) von den Bundesländern, b.) zwischen Schule 
(Land) und Jugendhilfe (Kommunen) sowie c.) von den Schulen, Schulträgern und Jugend-
hilfeträgern geleistet werden.
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Die Rolle von Stiftungen.  
Ein Interview mit Katharina Lezius und Markus Warnke

Zusammenfassung
Im Interview mit den Geschäftsführer*innen zweier Bildungsstiftungen – Katharina Lezius 
(Stiftung Ein Quadratkilometer Bildung) und Markus Warnke (Wübben Stiftung Bildung) – 
wird die Rolle von Stiftungen beim Abbau sozialer Bildungsungleichheit beleuchtet. Im 
Mittelpunkt stehen dabei die sozialräumliche Schulentwicklung, die Zusammenarbeit mit 
staatlichen Akteur*innen sowie die Herausforderungen bei der Umsetzung des Startchan-
cen-Programms. Neben der Bedeutung langfristiger, systemorientierter Ansätze werden 
im Interview zudem die Wirkung, Evaluation und Verantwortung zivilgesellschaftlichen En-
gagements im Bildungssystem thematisiert. Das Interview wurde von Norbert Sendzik und 
Marcel Helbig für die DDS – Die Deutsche Schule geführt und redigiert.
Schlüsselwörter: Bildung; Ungleichheit; Schule; Sozialraum; Schulentwicklung; Stiftung; 
Bildungspolitik; Bildungsverwaltung; Bedarfsorientierung; Ressourcenallokation

Civil Society Initiatives for the Education System: the Role of 
Foundations. An Interview with Katharina Lezius and Markus Warnke

Abstract
In an interview with Katharina Lezius (Foundation One Square Kilometre of Education) 
and Markus Warnke (Wübben Foundation for Education), the managing directors of two 
educational foundations, the role of foundations in reducing social inequality in education 
is examined. The focus is on socio-spatial school development, collaboration with govern-
ment bodies, and the challenges involved in implementing the Startchancen program. As 
well as addressing the importance of long-term, system-oriented approaches, the inter-
view covers the impact, evaluation and responsibility of civil society engagement in the 
education system. The interview was conducted and edited by Norbert Sendzik and Mar-
cel Helbig for DDS – Die Deutsche Schule.
Keywords: education; inequality; school; social context; school development, foundation; 
educational policy; educational administration; needs-orientation; resource allocation

Stiftungen sind wichtige Partner*innen der Bildungspolitik, -verwaltung und pädagogi-
schen Praxis – besonders, wenn es um die Umsetzung von Reformen zum Abbau sozialer 
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Bildungsungleichheit geht. Sie veröffentlichen Expertisen, initiieren Pilotprojekte, bieten 
Beratung an und unterstützen durch Fortbildungen, Coachings und Austauschformate die 
Professionalisierung von Akteur*innen im Bildungssystem. Auch im Rahmen des mit Be-
ginn des Schuljahres 2024/25 angelaufenen Startchancen-Programms nehmen sie eine 
zentrale Rolle unter den zivilgesellschaftlichen Partnern ein. Doch trotz ihrer starken Prä-
senz in der Fachöffentlichkeit ist bislang wenig darüber bekannt, wie Stiftungen ihre eige-
ne Arbeit einschätzen. Was treibt sie an? Welche Ziele verfolgen sie konkret, wie setzen 
sie diese um – und woran messen sie letztlich Erfolg oder Misserfolg? Am 18. März 2025 
sprachen wir darüber mit Katharina Lezius von der Stiftung Ein Quadratkilometer Bildung 
und mit Markus Warnke von der Wübben Stiftung Bildung.

DDS: Frau Lezius, zu welchen Themen arbeitet Ihre Stiftung mit Schulen zusammen? Und 
wie unterstützen Sie Entwicklungsprozesse?

Lezius (Stiftung Ein Quadratkilometer Bildung  – nachfolgend km2-bildung): Die Stif-
tung Ein Quadratkilometer Bildung ist zwar noch recht jung, blickt aber bereits auf eine 
langjährige Programmerfahrung zurück. Im Jahr 2021 haben wir das Programm Ein Qua-
dratkilometer Bildung von der Freudenberg Stiftung übernommen und als Stiftung aus-
gegründet. Ein Quadratkilometer Bildung verfolgt den Ansatz der sozialräumlichen Schul-
entwicklung und kommt nunmehr seit fast 20 Jahren zum Einsatz. Gestartet ist das 
Programm im Schuljahr 2006/07 auf dem heutigen Campus Rütli in Berlin-Neukölln. Wir 
wenden uns mit dem Programm an Schulen in herausgeforderten Sozialräumen, also da, 
wo Kinder und Jugendliche in sozioökonomisch benachteiligten Lagen aufwachsen und 
wo besondere Herausforderungen im Bildungsalltag vorherrschen. Wir begleiten die 
Schulen bei der sozialräumlichen Öffnung. Im Grunde geht es darum, im umliegenden So-
zialraum eines Quartiers – das kann in einer Großstadt, in einer kleineren Gemeinde oder 
auch in einer ländlichen Gegend sein – Unterstützungssysteme aufzubauen und die Bil-
dungsakteure in einen Dialog zu bringen. Unsere Unterstützungssysteme – die sogenann-
ten Pädagogischen Werkstätten vor Ort – arbeiten an der Schnittstelle zwischen innerer 
und äußerer Schulentwicklung. Sie fördern den Aufbau kleinräumiger Bildungsnetzwerke, 
in denen unterschiedliche Bildungsakteure über einen Zeitraum von zehn Jahren zu einer 
Verantwortungsgemeinschaft für gute Bildung zusammenwachsen. Übergänge zwischen 
Vor- und Nachmittag, Kita und Grundschule, Grundschule und weiterführender Schule 
werden gestaltet, verschiedene Akteure der non-formalen Bildung werden miteinbezo-
gen. Die Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen wird zum wichtigen Bezugspunkt für 
die Bildungsangebote im Quartier von der Kita bis zur Berufsorientierung.

DDS: Was kann man sich unter einer sozialräumlichen Schulentwicklung genau vorstellen? 
Welche Partner bringen Sie beispielsweise zusammen?

Lezius (km2-bildung): Wir arbeiten mit den Bildungsakteuren zusammen, die vor Ort die 
Verantwortung tragen. Das sind zunächst natürlich die Bildungsakteure im Sozialraum. 
Es ist immer die Kommune beteiligt und in der Regel auch das Land. Es gibt individuelle 
Settings, je nachdem wer vor Ort mehr Verantwortung übernimmt. In aller Regel gehen 
wir von einer Grundschule aus und schauen, aus welchen Einrichtungen der frühkind-
lichen Bildung die Kinder in die Schule wechseln. Dabei ermitteln wir zum einen die so-
genannten Bezugs-Kitas. Zum anderen erfassen wir, wo es Bildungsangebote für Kinder 
gibt, die keine Kindertagesstätte besucht haben, weil sie etwa keinen Platz bekommen 
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haben. Darüber hinaus schauen wir uns an, was mit den Kindern nach der Grundschu-
le im Sozialraum passiert; auch wenn wir auf dem Weg zur Ganztagsschule sind, gibt es 
diese vielerorts nicht. Dabei nehmen wir bei Ein Quadratkilometer Bildung an, dass die 
Kinder im Grundschulalter in einem gewissen geographischen Rahmen bereits Wege al-
lein zurücklegen können. Also fragen wir: Welche Angebote der Nachmittagsbetreuung 
gibt es? Welche Anlaufstellen im Quartier gibt es? Dazu zählen etwa Vereine, Migranten-
selbstorganisationen, Stadtteilbibliotheken, Jugendclubs oder Angebote der Familienbil-
dung. Diese Akteure beziehen wir in die Netzwerkarbeit ein. Wichtig ist dabei, dass sie 
sich freiwillig und zunächst ohne finanzielle Ressourcen, aber dennoch verbindlich und 
engagiert einbringen wollen. Es geht vor allem darum, über Institutionengrenzen hinweg 
zu kooperieren und mitzuwirken.

DDS: Für viele Organisationen, die Sie benannt haben, sind die Kommunen zuständig und 
werden etwa durch das Amt für Bildung oder durch das Jugendamt finanziert und koordi-
niert. Daher die Frage: Wieso schaffen Kommunen das nicht allein? 

Lezius (km2-bildung): In unseren Anbahnungsgesprächen merken wir immer wieder, dass 
häufig die Familien, also Kinder, Jugendliche und Eltern, in den Angeboten nicht ankom-
men. Das hat mit Hemmschwellen zu tun, also wie niedrigschwellig sind die Angebote. 
Das hat aber auch mit Kommunikation und Information zu tun. Das hat sehr selten damit 
zu tun, dass es diese Angebote nicht gibt; es gibt eigentlich immer eine gute Versorgung 
mit Angeboten. Und gerade bei einer kommunalen Zuständigkeit merken wir häufig, dass 
eine relativ starke ‚Versäulung‘ zwischen dem Bildungsbereich auf der einen Seite und 
dem Sozialbereich auf der anderen Seite zu einer unzureichenden Kommunikation und 
Information über die Angebote beitragen kann. Und das kann sich auf Ebene der frei-
en Träger fortsetzen, die in den Sozialräumen zum Teil auch konkurrierende Angebote 
machen. Das hat dann zur Folge, dass Informationen zu passenden Angeboten und An-
sprechpartnern die Familien und Kinder nicht an dem Ort erreichen, an dem sie ohnehin 
schon sind. Denn wir haben es häufig mit Familien zu tun, die nicht auf der kommunalen 
Webseite nach Ansprechpartnern für ihre Probleme schauen. Hinzu kommen Sprachbar-
rieren, wenn es die Informationen etwa nur in deutscher Sprache gibt. Hier setzen wir 
mit unserer Art von Prozessbegleitung an: beim institutionenübergreifenden Dialog. Wir 
üben ein, miteinander zu sprechen, indem wir fragen: Was macht denn der frühkindliche 
Bereich an wichtiger Bildungsarbeit, bevor ein Kind überhaupt in die Schule kommt? Und 
was weiß die Schule darüber, was da passiert? Und was weiß die Schule dann über dieses 
Kind? Oder: Was gibt es da an wertvollem Wissen, das in die Schule übernommen und 
übergeben werden sollte?

DDS: Herr Warnke, was macht die Wübben Stiftung Bildung in diesem Bereich?

Warnke (Wübben Stiftung Bildung – nachfolgend WSB): Wir konzentrieren uns seit vie-
len Jahren auf die Begleitung von Schulen in herausfordernden Lagen. Wir haben zu-
nächst mit einem Programm für Leitungen solcher Schulen begonnen. Sie wurden von 
uns über den Zeitraum von drei Jahren begleitet. Diesen ersten Piloten haben wir in 
Nordrhein-Westfalen allein durchgeführt, allerdings mit Rückendeckung des Landes. Und 
dann ging es weiter: Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, Berlin. Wir haben in den Län-
dern von Beginn an immer gemeinsam mit den verantwortlichen Landesstellen gearbei-
tet. Über die Jahre haben wir mit über 300 Schulen zusammengearbeitet. Unser Schwer-
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punkt liegt dabei auf dem ‚Capacity Building‘. Wir sagen den Schulleitungen nicht, wie 
man eine Schule leitet. Wir bringen sie aber zu bestimmten Themen in einen kollegialen 
Austausch. Themen sind etwa: Wie entwickele ich eine inspirierende Vision für meine 
Schule? Wie bringe ich als Schulleitung die Entwicklung an der Schule voran? Wie moti-
viere ich mein Team? Das andere große Handlungsfeld der Wübben Stiftung Bildung ist 
das Konzept der Familiengrundschulzentren. Es knüpft an das an, was Frau Lezius über 
die Arbeit von Ein Quadratkilometer Bildung gesagt hat. Ein wichtiger Aspekt ist etwa die 
Frage, wie es gelingen kann, Eltern niedrigschwellig an Schule heranzuführen und einzu-
binden. Besonders relevant ist aus unserer Sicht die Systemebene – also etwa die Frage, 
wie die Zusammenarbeit in multiprofessionellen Teams vorangebracht werden kann. Wir 
nehmen dabei die verschiedenen Zuständigkeiten zwischen Land und Kommune in den 
Blick. Im Laufe der Jahre haben wir uns nicht nur eine umfassende Expertise zu Schulen 
in herausfordernder Lage aufgebaut, sondern uns auch ein Mandat gegeben, uns stärker 
für deren Belange einzusetzen. Unser Ziel ist es, sowohl in der interessierten Öffentlich-
keit als auch in Fachkreisen verstärkt auf die besonderen Herausforderungen dieser Schu-
len aufmerksam zu machen. So haben wir uns sehr über das Startchancen-Programm der 
Ampel-Regierung gefreut. Wir konnten im politischen Prozess unsere Erfahrungen ein-
bringen und wurden sowohl vom Bund als auch von den Ländern danach gefragt. Wir 
erkennen aus den beiden genannten Programmen vieles wieder. Das umfasst den Ge-
danken der Vernetzung der Schulen, den Bezug zum Sozialraum, die Elternarbeit und die 
Qualifizierung des Personals. Genau diese Aspekte hatten wir zuvor in der Zusammen-
arbeit mit den Ländern, die an der Aushandlung der Bund-Länder-Vereinbarung betei-
ligt waren, bereits angestoßen und praktisch erprobt. Insgesamt stellen wir fest, dass die 
Auseinandersetzung mit dem Thema Chancengerechtigkeit immer eine politische Dimen-
sion hat. Sie führt unweigerlich zu den grundlegenden Fragen des Bildungssystems. Dazu 
haben wir zusammen mit den drei Bildungsministerinnen Frau Dr. Hubig [Anm. DDS: zum 
Interviewzeitpunkt Bildungsministerin von Rheinland-Pfalz], Frau Prien [Anm. DDS: zum 
Interviewzeitpunkt Bildungsministerin von Schleswig-Holstein] und Frau Schopper [Anm. 
DDS: Baden-Württemberg] den Vorschlag Bessere Bildung 2035 veröffentlicht. Die drei 
Ministerinnen formulieren darin Reformvorschläge für eine bessere Bildung, und es geht 
in dem Vorschlag auch um ein zentrales Thema, das uns als Stiftung sehr beschäftigt: 
die Steuerung von Ressourcen. Uns treibt die Frage um, wie in Zeiten begrenzter Mittel 
Ressourcen zielgerichtet dorthin gelenkt werden können, wo sie am dringendsten benö-
tigt werden. Damit meine ich nicht nur Geld, sondern eben auch personelle Zuwendun-
gen und strukturelle Unterstützung. Zentral ist dabei auch die Frage nach den Kriterien 
für eine solche Bedarfsermittlung: Wie erkennt man, wo der größte Handlungsbedarf be-
steht? Statt sich allein auf subjektive Einschätzungen zu verlassen, wird eine datenge-
stützte Steuerung immer wichtiger. 

DDS: Wenn man sich die Stiftungslandschaft etwas genauer ansieht, wird deutlich, dass 
es eine Vielzahl an Stiftungen mit Bildungsbezug gibt. Wie ist es heutzutage um die Zu-
sammenarbeit zwischen den Stiftungen bestellt? Vor etwa zehn Jahren schien von außen 
betrachtet die Zusammenarbeit eher schwierig: Jede Stiftung hatte ihren eigenen Leucht-
turm, den sie möglichst sichtbar positionieren wollte  – Kooperation mit anderen schien 
selten und oft auch nicht gewollt. 

Warnke (WSB): In Deutschland gibt es rund 25.000 Stiftungen, von denen der größte Teil 
als Satzungszweck Bildung angibt. Aber wenn wir diese Gruppe betrachten, reden wir in 
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Summe über vielleicht 150 größere Stiftungen, die Personal haben und konzeptioneller 
arbeiten können. Diese Stiftungen beschäftigen sich intensiv mit der eigenen Wirkung 
und der Nachhaltigkeit ihrer Arbeit. Der große Rest sind kleinere und Kleinststiftungen, 
die meist lokal agieren. Mit diesen kleineren Stiftungen ist für die größeren, die vielfach 
auf Landesebene unterwegs sind, eine systematische Abstimmung nicht hilfreich. Aber 
zwischen den großen Stiftungen ist aus meiner Sicht die Zusammenarbeit besser gewor-
den. Ich habe den Eindruck, dass es mittlerweile nicht nur einzelne Initiativen, sondern 
auch echte Austauschformate, wie etwa den Arbeitskreis Bildung des Bundesverbands, 
gibt, in denen Stiftungen zunehmend offen miteinander sprechen. 

Lezius (km2-bildung): Ich teile die Einschätzung von Herrn Warnke. Was wir als Stiftun-
gen leisten müssen, ist, unsere Ressourcen verantwortungsvoll einzusetzen. Schließlich 
profitieren Stiftungen von Steuerprivilegien – und daraus ergibt sich auch ein Anspruch, 
dass diese Mittel im Sinne des Gemeinwohls wirksam und kooperativ eingesetzt werden, 
nicht im Wettbewerb gegeneinander. Eine zentrale Herausforderung ist dabei das The-
ma Kohärenz – also die Frage: Wie passt das alles zusammen? So wird für mich etwa in 
Netzwerkveranstaltungen der Länder immer wieder deutlich, wie viele Initiativen es gibt. 
Gerade für Schulleitungen ist es schwierig herauszufinden, was sie auswählen sollen, was 
wirklich zu ihnen passt und was sie überhaupt noch zusätzlich umsetzen können oder 
wollen. 

DDS: Wie läuft das im Rahmen des Startchancen-Programms ab?

Lezius (km2-bildung): Aktuell herrscht zuweilen dabei eine Art ‚Basar-Situation‘. Es gibt 
unglaublich viele Angebote, aber die Schulleitungen können sich oft noch gar nicht ent-
scheiden, weil die konkreten Richtlinien und Regularien des Startchancen-Programms 
noch nicht vollständig vorliegen. Das heißt, die Schulen wissen zwar, dass sie Gelder 
zur Verfügung haben werden  – aber sie können derzeit noch nichts konkret umsetzen, 
weil die gesetzlichen oder verwaltungstechnischen Rahmenbedingungen fehlen. Deshalb 
funktioniert vieles momentan nach einer Bring-und-Hol-Struktur: Über unsere Netzwer-
ke erfahren wir, wo es interessierte Schulen in bestimmten Lagen gibt. Dann bieten wir 
Beratung an – entweder wird sie angenommen oder nicht. Oder wir präsentieren unsere 
Programme in Infoveranstaltungen. Danach entscheiden die Schulleitungen oder Schul-
netzwerke, ob sie sich das im Detail anschauen möchten. Die Länder entwickeln ja Quali-
tätskriterien, Kataloge und Plattformen für die verschiedenen Angebote. Damit entsteht 
ein notwendiger Filtermechanismus, der die Schulleitungen hoffentlich ein Stück weit 
entlastet.

Warnke (WSB): Was ich derzeit beobachte, ist, dass sich viele Stiftungen und auch Trä-
ger stark auf Säule II des Startchancen-Programms fokussieren [Anm. DDS: Säule II  – 
Chancenbudgets für bedarfsgerechte Lösungen in der Schul- und Unterrichtsentwick-
lung]. Dabei nehme ich zum Teil die Haltung wahr: Hauptsache mein Projekt wird über 
das Startchancen-Programm finanziert. Dabei fehlt mir allerdings vielfach eine ehrliche 
Selbstreflexion darüber, ob und wie die Ansätze der Stiftungen und Träger wirklich dazu 
beitragen können, die Programmziele zu erreichen, also unter anderem die deutliche Re-
duzierung der Kinder und Jugendlichen, die nicht richtig lesen und rechnen können. Aus 
meiner Sicht sollten beim Startchancen-Programm idealerweise die Schulen  – oder die 
Länder, je nachdem wie es organisiert ist – anhand von Maßnahmenkatalogen entschei-
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den, welche Maßnahmen eingesetzt werden. Wichtig ist dabei, dass die Maßnahmen auf 
die Ziele des Startchancen-Programms einzahlen. Dazu braucht es auch eine stärkere wis-
senschaftliche Begleitung, die klarer zeigt, was wirksam ist.

DDS: Können Schulen eigentlich die Ansätze Ihrer Stiftungen über das Programm finan-
zieren? 

Lezius (km2-bildung): Tatsächlich lassen sich Ansätze wie die Familiengrundschulzentren 
oder Ein Quadratkilometer Bildung über das Startchancen-Programm finanzieren – meist 
über eine Kombination der Säulen II und III [Anm. DDS: Säule III – Personal zur Stärkung 
multiprofessioneller Teams]. Thematisch passen unsere Schwerpunkte wie Mehrsprachig-
keit, Förderung von Basiskompetenzen, Schnittstellenmanagement oder Sozialraumöff-
nung sehr gut zu den Zielen des Startchancen-Programms. Eine Startchancen-Schule kann 
also sagen: Uns überzeugt der Ansatz  – wir finanzieren das mit unseren Startchancen-
Mitteln.

Warnke (WSB): Im Konzept der Familiengrundschulzentren sehen wir die Möglichkeit, 
die drei Säulen des Programms ideal zu kombinieren. Allerdings war und ist es im Mo-
ment noch nicht stark genug auf die Weiterentwicklung der lernförderlichen Angebote 
und Lerngelegenheiten für Schülerinnen und Schüler ausgerichtet. Das kann aber ange-
passt werden. Wichtig ist es mir aber zu betonen, dass wir als Wübben Stiftung Bildung 
keinerlei öffentliche Mittel und damit auch kein Geld aus dem Startchancen-Programm 
nehmen. Es geht uns nicht darum, möglichst viele Projekte im Programm unterzubrin-
gen, sondern ausschließlich darum, dass das Startchancen-Programm bei den Schülerin-
nen und Schülern ankommt, indem wir sinnvoll Schulen und andere Akteure des Systems 
unterstützen. 

DDS: Im Unterschied zu anderen Programmen, bei denen zum Teil vor allem interessier-
te und engagierte Schulen mitmachen, richtet sich das Startchancen-Programm auch an 
Schulen, die bislang kaum an solchen Programmen teilnehmen; unter anderem weil die 
Schulleitungsposition seit Längerem nicht fest besetzt ist oder weitere schwierige Aus-
gangsbedingungen vorliegen. Viele Schulen werden nun gewissermaßen auch zu ihrem 
Glück gezwungen. Ist es unter solchen Voraussetzungen überhaupt möglich, wirksame 
Entwicklungsprozesse gemeinsam mit externen Partnern anzustoßen? Oder liegt gerade 
darin die Chance, bislang kaum erreichte Schulen gezielt in den Blick zu nehmen?

Lezius (km2-bildung): Ich finde das Thema schwierig, weil wir grundsätzlich mit dem 
Prinzip der Freiwilligkeit arbeiten  – und das hat gute Gründe. Unsere Erfahrung zeigt: 
Wenn eine Kommune, auch mit viel Engagement, von oben bestimmt, welche Schule an 
einem Programm wie Ein Quadratkilometer Bildung teilnehmen soll – ohne die Schullei-
tung einzubeziehen –, kann das zu großen Problemen führen. Die Umsetzung des Start-
chancen-Programms wird herausfordernd, wenn Schulleitungen nicht aktiv eingebunden 
oder nicht stabil besetzt sind  – etwa bei Interimsleitungen. Dort ist oft unklar, wie lan-
ge jemand die Leitung übernimmt, oder ob überhaupt eine dauerhafte Lösung gefunden 
wird. Und gerade an der Person der Schulleitung hängt in einer Schule sehr viel. Gleich-
zeitig sehe ich auch Chancen  – insbesondere, wenn die Länder starke Unterstützungs- 
und Begleitstrukturen aufbauen. Das kann keine Stiftung leisten, wir können hier nur Im-
pulse geben und Beiträge leisten. Wenn Ministerien zum Beispiel vorschlagen, wir sollten 
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ein Projekt in einer bestimmten ländlichen Kommune umsetzen, prüfen wir das genau. 
Wir beraten gerne, aber wir gehen nicht in Schulen, bei denen die Leitungssituation nicht 
stabil ist. Gute Erfahrungen haben wir hingegen mit skeptischen, aber grundsätzlich of-
fenen Schulleitungen gemacht. Manchmal sagt die Leitung einer weiterführenden Schu-
le zur Grundschule: „Wir stehen mit dem Rücken zur Wand – lass es uns einfach versu-
chen“. Und wenn Schulen bereit sind, sich einzulassen, arbeiten wir im jeweils passenden 
Tempo mit ihnen. Einige dieser anfänglich zögerlichen Schulen gehören heute zu unse-
ren stärksten Programmorten – mit hervorragenden Netzwerkstrukturen. Aber noch ein-
mal: Der Erfolg hängt stark davon ab, wie die Länder ihre Unterstützungssysteme gestal-
ten – etwa durch Coaching, Beratung und Begleitung. Derzeit sehe ich, dass selbst sehr 
erfahrene und engagierte Schulleitungen, die lange im Programm Ein Quadratkilometer 
Bildung mitarbeiten, durch das Startchancen-Programm verunsichert sind. Sie wissen oft 
gar nicht, wie sie konkret loslegen sollen – außer der Fördersumme kennen sie oft kaum 
die Rahmenbedingungen. Das zeigt: Es liegt noch ein weiter Weg vor uns.

Warnke (WSB): Volle Zustimmung. Auch wir arbeiten in unseren Programmen vorrangig 
mit Schulen zusammen, die sich freiwillig für eine Teilnahme entscheiden. Wobei in eini-
gen Programmen die Teilnahme entweder verpflichtend war oder die Schulen einen ge-
zielten Hinweis der Schulaufsicht zur Teilnahme bekommen haben. Wir sprechen dann 
gerne von einer ‚vorstrukturierten Freiwilligkeit‘. Auch wir haben die Erfahrung gemacht, 
dass gerade zu Beginn manche Schulen erst einmal skeptisch sind, dann aber nach und 
nach überzeugt werden können. Das hat ja auch Frau Lezius geschildert. Sie überzeugen 
diese Personen durch gute Programme. Am Ende hängt viel davon ab, wie gut die Netz-
werke, Fortbildungen und das begleitende Coaching gestaltet sind. Wenn Schulen mer-
ken, dass sie tatsächlich etwas davon haben, dann machen sie mit. Natürlich erreicht 
man nicht alle  – aber die meisten. Auch wenn diese Erfahrungen für die Netzwerkar-
beit im Startchancen-Programm wichtig sind, sehe ich in einem solchen bundesweiten 
Programm die Ausgangslage etwas anders. Denn hier wird ein klares Ziel formuliert. Die 
Halbierung der Schülerzahl, die die Mindeststandards in den basalen Kompetenzen nicht 
erreicht. Die Lebenschancen der Kinder und Jugendlichen stehen klar im Fokus, und da 
kann es nicht darum gehen, ob eine Schule nun gerade Lust an einer Teilnahme hat oder 
nicht. Deshalb sollten die Länder viel über die Qualität der Netzwerke und die Begleitung 
der Schulen nachdenken, damit am Ende alle, das heißt, auch die Skeptischen, aus Über-
zeugung dabei sind. 

DDS: Viele Stiftungsprojekte haben nur einen sehr kleinen Rahmen, z. B. mit nur fünf teil-
nehmenden Schulen. Unser Eindruck ist dabei häufig: Die Projekte laufen ein paar Jahre, 
manchmal auch länger, werden jedoch selten in die Fläche gebracht, also hochskaliert. 
Warum ist das so?

Warnke (WSB): Als Stiftung denkt man zunächst immer erst einmal über Pilotprojekte 
nach. Entscheidend ist jedoch, dass diese so angelegt sind, dass sie Erfahrungen für das 
gesamte Bildungssystem liefern. Im Piloten geht es zunächst immer um eine kleine Grup-
pe, aber immer mit der Idee, dass die Erkenntnisse später möglichst vielen zugutekom-
men. In meinen ersten Gesprächen in einem Land stelle ich oft die Frage: „Wozu brau-
chen Sie uns eigentlich als Stiftung, wenn Sie doch ein Landesinstitut, Schulaufsichten 
und eine breit aufgestellte Struktur haben?“ Eine Ministerin sagte mir darauf: „Stiftungen 
bringen einen Blick von außen mit, können über Bundesländer hinweg Brücken bauen, 
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sie stellen kritische Fragen und geben Impulse“. Darin sehen wir tatsächlich unsere wich-
tigste Rolle. Diese geht über das Pilotprojekt hinaus. 

Lezius (km2-bildung): Ich bin auch davon überzeugt, dass Stiftungen einen wichtigen Bei-
trag leisten können  – genau da, wo es darum geht, mehr Beweglichkeit ins System zu 
bringen. Wo frische Ideen eingebracht und verschiedene Akteure miteinander verknüpft 
werden. Und das gelingt Stiftungen oft gerade deshalb, weil sie sich mehr Freiheiten neh-
men können – und diese auch tatsächlich haben. Aber noch einmal zurück zu Ihrer Frage 
der Skalierung: Grundsätzlich denke ich, dass wir uns von der Vorstellung verabschieden 
müssen, dass es eine ‚One-size-fits-all‘-Lösung gibt. Allerdings könnten aus meiner Sicht 
bei einer sinnvollen Passung und einer ausreichenden Ressourcenlage viele Programme – 
darunter auch Ein Quadratkilometer Bildung – unbegrenzt skaliert werden. Eine Pädago-
gische Werkstatt, die als koordinierende Instanz im Quartier agiert, wäre beispielsweise 
eine übertragbare Lösung. Gerade in herausfordernden Lagen könnte das helfen, Bil-
dungsakteure besser miteinander zu vernetzen und multiprofessionelle Zusammenarbeit 
zu fördern. Solche Modelle wären grundsätzlich bundesweit denkbar. Aber für uns als 
Stiftung ist es schlichtweg nicht finanzierbar, die Programme überall auszudehnen.

DDS: Viele Stiftungen agieren lokal, also da wo Stifter ihren Sitz haben, etwa in Städten 
wie Düsseldorf, Hamburg oder Stuttgart. Sehen Sie dadurch insgesamt die Gefahr, dass 
es zu einer Fehlallokation von Stiftungsgeldern kommt, weil ein Großteil der Mittel somit 
nicht unbedingt dorthin fließt, wo der Bedarf am größten ist – etwa in strukturschwäche-
re Regionen? 

Lezius (km2-bildung): Ja, es gibt eine strukturelle Schieflage, was die Verteilung von Stif-
tungsgeldern angeht. Der Großteil der Stiftungen befindet sich in Westdeutschland – und 
dort wird dann auch hauptsächlich gefördert. Die Freudenberg Stiftung hat das von Be-
ginn an anders gemacht. Mittlerweile scheint sich in der Stiftungslandschaft ein gewisses 
Umdenken abzuzeichnen. Die spannende Frage ist nun: Wie gelingt es, dass Stiftungsgel-
der auch in die ostdeutschen Bundesländer fließen – und zwar so, dass sie dort nicht als 
‚West-Importe‘ wahrgenommen werden? Ganz einfach ist das allerdings nicht. Wir stellen 
gerade fest, dass wir in Bundesländern wie Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern 
einen gewissen Vertrauensvorschuss genießen. Dort heißt es mittlerweile öfter: „Die sind 
ja schon länger im Land aktiv“. Die Menschen vor Ort müssen dadurch eben nicht erst 
nach Hamburg oder ins Ruhrgebiet fahren, um sich ein Bild zu machen. Ich denke, gerade 
im Bereich der Schulentwicklung – und auch mit Blick auf das Startchancen-Programm – 
wird es in den nächsten zehn Jahren sehr spannend sein zu beobachten, wie sich das 
entwickelt. Für mich ist dabei auch die Frage: Wie kann es gelingen, diese Entwicklungen 
nach und nach gerechter und gleichwertiger zu gestalten?

Warnke (WSB): Durch unseren Schwerpunkt auf Schulen, die in herausfordernder Lage 
liegen, wie etwa im Ruhrgebiet, sind wir sehr oft in Kommunen mit einer geringen Fi-
nanzkraft aktiv. Insofern kennen wir strukturschwache Regionen. Wenn sich Ihre Fra-
ge auf die Situation zwischen Ost und West bezieht, teile ich die Einschätzung von Frau 
Lezius. Wir schließen derzeit eine Reihe von Kooperationsverträgen mit ostdeutschen 
Bundesländern, weil wir im Rahmen des Startchancen-Programms mit den Ländern zu-
sammenarbeiten. Die Ost-West-Thematik ist in unserer Arbeit deutlich spürbar  – von 
ostdeutscher Seite nehme ich immer wieder Vorbehalte wahr, weil unsere Stiftung aus 
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Nordrhein-Westfalen stammt. Im Norden zum Beispiel oder auch in Baden-Württemberg 
habe ich noch nie gehört: „Ihr aus dem Westen“. Aber aus ostdeutschen Bundesländern 
bekommen wir diese Rückmeldungen regelmäßig – da ist eine besondere Sensibilität vor-
handen. Wir versuchen, dem mit viel Beziehungsarbeit zu begegnen. Wir sind häufig vor 
Ort, besuchen Schulen, sprechen mit Trägern. Wir investieren viel in diesen Kontakt. Aber 
diese Art von Kooperation ist in vielen ostdeutschen Regionen noch ungewohnt, auch 
wenn sich da gerade etwas verändert.

Lezius (km2-bildung): In Nordrhein-Westfalen etwa kennen Schulleitungen eine Vielzahl 
von Angeboten – dort geht es eher darum, auszusortieren und sich nicht zu überfordern. 
In ostdeutschen Bundesländern hingegen ist die Programmdichte deutlich geringer, und 
es ist nicht so, dass sich dort Stiftungen die Klinke in die Hand geben. Meine Kolleginnen 
sind zum Beispiel in Neuruppin, Eisenhüttenstadt oder Rathenow unterwegs  – Orte, in 
die sich bislang nur selten jemand aus einer Stiftung verirrt. Und wenn, dann bleibt oft 
kaum jemand lange genug vor Ort, um wirklich zuzuhören, Geduld aufzubringen und ab-
zuwarten, bis die tatsächlichen Bedarfe sichtbar werden. Denn es ist alles andere als ein-
fach, dass sich Schulen überhaupt öffnen und sagen: „Das und das läuft bei uns nicht so, 
wie wir es uns wünschen“. Dazu gehört auch, eigene Veränderungswünsche zu formu-
lieren – und all das erfordert Zeit und vor allem vertrauensvolle Beziehungen. Denn erst 
dann kommen die Themen auf den Tisch, die wirklich unter den Nägeln brennen. Und 
diese Themen unterscheiden sich gar nicht so sehr von denen an anderen Orten – aber 
es dauert eben, bis sie offen ausgesprochen werden.

DDS: Wir haben kürzlich mit kommunalen Vertreterinnen und Vertretern gesprochen. Da-
bei kam der Wunsch auf, dass bei Stiftungsprojekten auch Mittel für die Evaluation bereit-
gestellt werden sollten – insbesondere um nachvollziehen zu können, ob die Maßnahmen 
wirken. Der Eindruck von kommunaler Seite war, dass bei Stiftungsprojekten oft primär 
die Umsetzung im Vordergrund steht, während systematische Wirkungsanalysen eher 
nachrangig behandelt werden und daher dafür keine oder nur wenige Mittel eingeplant 
werden. Uns würde daher interessieren, wie Sie auf dieses Thema blicken – welche Rolle 
spielt Evaluation aus Ihrer Sicht in der Förderpraxis?

Lezius (km2-bildung): Was die Evaluation von Stiftungsprojekten angeht, halte ich sie 
grundsätzlich für sehr wichtig  – gerade weil wir in Deutschland eine Vielzahl von Stif-
tungsprojekten und zivilgesellschaftlichen Projekten haben und nicht jedes Projekt zu je-
der Situation passt. Zugleich ist Evaluation nicht trivial, insbesondere wenn man  – wie 
wir – mit einem langfristigen Netzwerkansatz arbeitet – und das wird bei dem Ansatz der 
Wübben Stiftung Bildung der Familiengrundschulzentren ähnlich sein. Denn in der Regel 
geht die Evaluation von direkten Wirkungslogiken aus: Man investiert etwas – etwa eine 
Maßnahme oder Ressource – und bekommt am Ende ein klar messbares Ergebnis, z. B. 
bessere Lesekompetenzen oder mehr Übergänge auf das Gymnasium. Netzwerkansätze 
sind jedoch relativ schwierig zu evaluieren. Hier geht es um Prozessbegleitung, Schnitt-
stellenmanagement, den Aufbau von Vertrauens- und Kooperationsbeziehungen. Diese 
wirken eher indirekt und klassische Evaluationslogiken greifen hier nur bedingt. Diese 
Maßnahmen führen selten dazu, dass man sagen kann: Wir haben hier eine klare Wirk-
beziehung. Durch unsere Arbeit sind 10 Prozent mehr Kinder auf das örtliche Gymnasium 
gewechselt. Beschrieben wird der Erfolg meistens in gewachsenen Vertrauensbeziehun-
gen oder in neuen Kooperationsbeziehungen zwischen Akteuren, die vorher nicht vonei-
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nander wussten oder eine ablehnende Haltung gegenüber Kooperation hatten. Ein gro-
ßes Hindernis ist dabei auch der Zugang zu Daten. Selbst wenn Kommunen über Daten 
verfügen, etwa zu Leistungen der Schulen, ist es fast unmöglich, diese zu erhalten. Ich 
nenne Ihnen ein Beispiel: Eine Schule, die seit zehn Jahren bei uns im Programm ist, be-
richtet stolz, dass sie im gesamten Landkreis in Mathematik am besten abschneidet. Aber 
wenn man nach belastbaren Daten fragt, ist die Freigabe aus Datenschutzgründen häu-
fig schwierig. Das ist frustrierend, denn genau solche Daten wären enorm wertvoll, um 
die Wirksamkeit nachzuweisen. Wir arbeiten mit einem dokumentarischen Berichtswe-
sen, das qualitative und quantitative Daten erhebt, und führen regelmäßig Reflexionsge-
spräche. Wir schauen alle drei bis fünf Jahre auf die jeweiligen Programmorte und ana-
lysieren, welche Fortschritte und Entwicklungen die Akteure vor Ort beschreiben. Dabei 
betrachten wir auch, wo es Abweichungen von den angestrebten Entwicklungen gab  – 
oft bedingt durch äußere Einflüsse, wie sie gerade in sozial herausfordernden Räumen 
oft auftreten. Dabei ist es wichtig, mit Augenmaß zu bewerten. Es braucht Nachfragen: 
Was soll eigentlich als Erfolg gelten? Wie genau sieht Erfolg aus? Dieser Austausch, dieser 
Qualitätsdialog ist entscheidend. Man muss dabei auch ehrlich sein. Nach drei, fünf oder 
sechs Jahren muss man sagen dürfen, wenn etwas nicht so funktioniert hat, wie sich das 
alle vorgestellt haben. Dann gehen wir auch auseinander. Diese Ehrlichkeit gehört dazu.

Warnke (WSB): Sie haben uns nach der Evaluation von Stiftungsprojekten im Allgemei-
nen gefragt. Ich denke, wir bei der Wübben Stiftung Bildung sind genau wie Frau Lezi-
us mit Ein Quadratkilometer Bildung da ein bisschen untypisch, weil wir Projekte in der 
Regel über mindestens fünf Jahre fördern und stark in die Menschen und die Netzwer-
ke investieren. Deren Wirksamkeit sichtbar zu machen, ist nicht einfach. Trotzdem ist 
es wichtig, immer wieder die eigenen Wirkannahmen zu hinterfragen. Wir wollen doch 
herausbekommen, ob unsere Arbeit etwas bringt. Allerdings bin ich bei der Evaluation 
von Stiftungsprojekten etwas hin- und hergerissen. So werden manchmal Projekte in ei-
nem genau geplanten und damit oft realitätsfernen Biotop aufgesetzt: höchst motivierte 
Schulleitung, überzeugtes Kollegium, optimale Ausstattung, usw. Das kann man sich na-
türlich alles anschauen, für den Transfer in die Fläche bieten diese Erfahrungen aber nur 
bedingt Aufschlüsse. Hinzu kommen die Ansprüche an die Qualität von wissenschaftli-
chen Wirkungsmessungen. Alles unterhalb des Goldstandards wird häufig in der Wissen-
schaft nicht akzeptiert. Dieser kostet aber enorm viel Geld und steht oft nicht im Verhält-
nis zu den Kosten des eigentlichen Projekts. In den Projekten, in denen wir bereits aktiv 
sind, versuchen wir aber zunehmend, auch die öffentliche Hand stärker in die Verantwor-
tung zu nehmen. Wir sagen dann: „Schaut mal, wir stellen das Projekt auf die Beine  – 
aber sorgt Ihr doch dafür, dass eine Evaluation umgesetzt wird, die Euch auch wirklich 
weiterhilft“. 

DDS: Sie wiesen darauf hin, dass die sogenannte ‚Versäulung‘ eine zentrale Herausforde-
rung Ihrer Arbeit ist, also ein Problem in den übergeordneten Strukturen, an dem Sie ge-
zielt ansetzen. Zudem haben Sie betont, dass Ihr Engagement zeitlich begrenzt ist. Woran 
erkennen Sie, dass Ihre Arbeit mit Blick auf strukturelle Veränderungen erfolgreich war 
und abgeschlossen werden kann? 

Lezius (km2-bildung): Ich würde nicht sagen, dass wir direkt bei der ‚Versäulung‘ anset-
zen, aber wir stoßen unmittelbar auf sie  – schon beim Aufbau eines neuen Programm-
orts. Denn in dem Moment geht es gleich um Zuständigkeiten, Budgets und Ressourcen-
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verteilung, gerade in Zeiten klammer Kassen. Und es ist ja auch nicht so, dass man nach 
zehn Jahren einfach sagen kann: „Wir steigen da jetzt aus“. Das zeigt sich am Beispiel des 
Campus Rütli. Heute wird die Pädagogische Werkstatt dort vollständig vom Berliner Se-
nat finanziert – das war das Ergebnis langer Verhandlungen und bestätigt die wertvolle 
Entwicklungsarbeit dieses Unterstützungssystems über einen langen Zeitraum. Der Bei-
trag der Stiftung ist über die Jahre schrittweise zurückgegangen. Daraus haben wir ge-
lernt – und unsere Strategie verändert. Wir sprechen heute von einer ‚Modellphase‘. Die 
Freudenberg Stiftung hat früher oft Personalstellen über einen Zeitraum von zehn Jahren 
vollständig finanziert. Das klang für viele Kommunen erst einmal attraktiv  – schließlich 
bekommt man Unterstützung, jemand kümmert sich. Aber nach zehn Jahren steht man 
wieder am Anfang: Die Kommune sagt dann: „Wir können es weiterhin nicht bezahlen“. 
Obwohl die Stelle als sehr wichtig empfunden wird, gibt es keine dauerhafte Perspektive. 
Deshalb gehen wir inzwischen anders vor: Die Stiftung finanziert keine Personalstellen 
mehr. Das muss von Anfang an durch die Kommune, ggf. gemeinsam mit dem Land, gere-
gelt werden. Auch die Räume werden in der Regel von der Kommune gestellt, und dafür 
finden sich immer Lösungen. Was die Stiftung übernimmt, ist ein flexibles Entwicklungs-
budget – also das, was ‚on top‘ kommt und flexibel einsetzbar ist. Dafür muss nicht alles 
kleinteilig abgerechnet werden. Stiftungsgelder, die weitgehend bedingungslos zur Ver-
fügung stehen, werden natürlich gern genommen – das ist verständlich. Aber eigentlich 
geht es um Aufgaben, die bei Kommune und Land, also beim Staat, liegen. Und wenn die 
diese Aufgaben selbst verantworten, dann wird auch ganz anders – und genauer – hinge-
schaut. Das ist zwar ein mühsamer, manchmal auch schmerzhafter Aushandlungsprozess, 
aber er ist notwendig.

Warnke (WSB): In vielerlei Hinsicht ticken wir da ganz ähnlich. Auch wir erleben in unse-
ren Gesprächen mit den Ländern oft ein ähnliches Muster: Zu Beginn ist die Stimmung 
noch offen und höflich, aber nach etwa einer Stunde kommt meist die Frage: „Was be-
kommen wir denn von euch?“ Das ist auch verständlich – viele Stiftungen agieren nach 
dem Prinzip: Stelle finanzieren, Geld geben, los geht’s. Aber genau das machen wir nicht. 
Meine Antwort auf die Frage „Was kriegen wir von euch?“ ist oft: „Im besten Fall  – 
nichts“. Dann schauen die Gesprächspartner erstmal irritiert. Denn das sind sie so nicht 
gewohnt. Aber ich sage dann auch: „Was nichts kostet, ist auch nichts wert“. Wir wollen 
sehen, ob sie das Projekt ernst meinen. Ob wirklich etwas verändert werden soll. Darum 
geht es uns. Diese Haltung kommt auch aus meiner persönlichen Erfahrung. Ich habe frü-
her auf der Ministeriumsseite gesessen und viele Projektvorschläge von Stiftungen gese-
hen – oft mit guten Ideen. Aber fast immer lief es darauf hinaus, dass das Land am Ende 
etwas verändern sollte. Genau das machen wir heute anders. Wenn wir mit Ländern 
sprechen, fragen wir zuerst: „Was wollt ihr eigentlich verändern? Und wozu braucht ihr 
uns dabei?“ Wenn die Antwort nur lautet: „Weil ihr das Geld habt“, dann sind wir raus. 
Und das ist mittlerweile auch klar. Wir wollen wissen: „An welcher Stelle braucht ihr uns 
wirklich, um Veränderung möglich zu machen?“ Und ja – am Ende bringen wir fast immer 
Geld mit. Aber nicht in einer starren Form. Manchmal geht es um einen Stellenanteil, 
manchmal um ein flexibles Budget, manchmal auch gar nicht um Geld. Wir arbeiten sehr 
bedarfsorientiert. Was das Thema ‚Versäulung‘ betrifft, sehen wir ebenfalls eine wichti-
ge Rolle für Stiftungen. Wir bewegen uns zwangsläufig immer zwischen den Stühlen, das 
heißt zwischen Rechtkreisen oder unterschiedlichen Zuständigkeiten  – das war anfangs 
frustrierend, aber inzwischen ist uns klar: Genau das ist unsere Rolle. Auch im Startchan-
cen-Programm ist das so. Dort begegnet uns in allen Bundesländern immer wieder die 
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gleiche Grundkonstellation: Das Ministerium, ein Landesinstitut und die jeweilige Schul-
aufsicht sitzen gemeinsam am Tisch. Diese Struktur ist überall gleich – und bringt oft ähn-
liche Herausforderungen mit sich. Dann kommen Fragen auf wie: Wer begleitet eigentlich 
die Netzwerke? Wer qualifiziert die Moderatorinnen und Moderatoren? Wer übernimmt 
welche Verantwortung? Es ist wirklich erstaunlich, wie sehr sich diese Muster überall äh-
neln. Was dabei auffällt: Wenn diese Akteure unter sich bleiben, verläuft vieles in forma-
len Bahnen. Entscheidungen werden nach oben gemeldet, dort geprüft und dann wieder 
nach unten weitergereicht – ein klassischer Verwaltungsprozess. Wenn dann jemand von 
außen dazukommt, wie wir als Stiftung, also jemand, der erstmal keine eigenen Inter-
essen verfolgt, sondern die Entwicklung unterstützen will, kann das eine neue Dynamik 
in die Gespräche bringen. Wir stellen dann oft sehr grundlegende Fragen. Zum Beispiel: 
„Die Ziele des Programms richten sich ja an Schülerinnen und Schüler – hat das, was hier 
geplant wird, eigentlich wirklich etwas mit diesem Ziel zu tun?“ Denn genau darum geht 
es ja: Was müssen wir eigentlich tun, damit unsere Maßnahmen in den Schulen wirken – 
und zwar so, dass sie den Schülerinnen und Schülern wirklich helfen? 

DDS: Vielen Dank für das Gespräch.
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Ist Bildungsungleichheit durch eine veränderte 
Ressourcensteuerung ABBAUBAR? 
Ein pessimistischer Essay mit einer Prise Optimismus

Zusammenfassung
Dieser Text beginnt radikal pessimistisch und könnte all denen gänzlich missfallen, die die 
Hoffnung nicht aufgeben wollen, dass Reformprogramme zur Lockerung der engen und 
statistisch zuverlässig prognostizierbaren Koppelung von Herkunft und Schulerfolg mess-
bare intendierte Wirkungen haben können. Er benennt diesen zentralen Grund, warum 
Gleichheit der Bildungschancen so erfolglos angegangen wurde und auch zukünftig kaum 
eine Veränderung des Status quo zu erwarten ist: Die Kritik der Ungleichheit verbleibt in 
der Logik des Systems, das auf Wettbewerb seiner Adressaten und der Intransparenz der 
Wettbewerbsziele beruht. Deshalb kann die Kritik vom System nicht nur assimiliert wer-
den, ihre Erfolglosigkeit kann sogar den Status quo stützen. Gegen Ende des Artikels wer-
den dann, etwas versöhnlicher, Vorschläge gemacht, die erwarten lassen, dass aktuelle 
Aktivitäten zur Verringerung von Benachteiligung nicht völlig im Sande verlaufen müssen, 
wenn zwei strenge Bedingungen erfüllt würden. Abschließend wird für eine eigentlich völ-
lig plausible, aber radikale Alternative der Bildungsfinanzierung plädiert, die von keiner 
Seite Applaus bekommen wird. 
Schlagwörter: Bildungsungleichheit; Leistung; Wettbewerb; Bildungsfinanzierung; Curricu-
la; Evaluation

Is Educational Inequality ‚REDUCIBLE‘ Through Changed Resource 
Management? 
A Pessimistic Essay with a Pinch of Optimism

Abstract
This essay begins pessimistically and may displease those who still hope that programs 
can help ameliorate the well-established links between background and school success. It 
identifies the central reason why the achievement of equality of educational opportunities 
has been addressed so unsuccessfully and why little change can be expected in the future, 
namely: The criticism of inequality remains embedded in the logic of the system, which is 
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based on competition between its recipients and the lack of transparency of competition 
goals. As a result, criticism can not only be absorbed by the system but its ineffectiveness 
can even help maintain the status quo. Towards the end of the article, some more conci-
liatory points are made that suggest that current efforts to reduce disadvantage need not 
result in disappointment if two strict conditions are met. Finally, a completely plausible 
but radical alternative to education funding will be offered that will not be welcomed by 
either side.
Keywords: educational inequality; performance; competition; educational financing; cur-
ricula; evaluation

1	 Im Überblick

Ich frage zunächst grundsätzlich und fast schon defätistisch: Ist sozioökonomische Bil-
dungsungleichheit überhaupt in relevantem Maße ABBAUBAR1? Gerade jetzt, da wir es 
mit einem kleinen Hoch in der schwankenden Konjunktur des Interesses an dieser Fra-
ge zu tun haben, könnten diejenigen, die ihrer Hoffnung auf Ausgleich Ausdruck geben, 
sich fragen, warum die Ungleichheit so stabil ist. Warum haben also in mehr als hundert 
Jahren seit dem Grundschulkompromiss die Strukturdebatten, politische Programme, kri-
tische Bildungsforschung, Projekte von Stiftungen, Spenden für einschlägige Initiativen, 
verbesserte Bildungsstatistik bis hin zu internationalen qualitativen und quantitativen 
Vergleichen so wenig gebracht?

Zwei Antworten will ich zunächst in Kapitel 2 riskieren. Die erste heißt: Strukturelle Bil-
dungsungleichheit ist in einer ungleichen Gesellschaft nicht abzuschaffen. Die zwei-
te lautet: Es ist in alle Köpfe eingraviert, dass Bildung auf einen selektiven Wettbewerb 
angewiesen ist. In Kapitel 3 wird die These durch einen Blick auf den Leistungsbegriff kon-
kretisiert, der zwar „unbestimmt“, aber dennoch für die Verteilung von Bildungschancen 
bestimmend ist. In Kapitel 4 argumentiere ich, dass auch die neuen politischen Versuche, 
Ungleichheit zu reduzieren, soziale Ungleichheit nicht tangieren. Sie sind im Systemden-
ken gefangen und werden deshalb allenfalls geringe Erfolge erzielen. Gewisse Hoffnun-
gen auf „Bewegung“ in den Chancentabellen sind aber dann nicht ausgeschlossen, wenn 
die Programme curriculare Konsequenzen ziehen und gute Evaluationen der Programm-
arbeit ermöglicht und realisiert werden. Diese eher grundsätzlichen Überlegungen wen-
de ich in Kapitel 5 auf das Startchancen-Programm an, das von Bund und Ländern initiiert 
wurde und mit Beginn des Schuljahres 2024/25 angelaufen ist. Ich halte es für zwingend, 
dass die Gelder, die Schulen in herausfordernden Lagen „zusätzlich“ erhalten, unbedingt 
den Kindern zukommen, die in Gefahr sind, unterhalb anerkannter Mindeststandards die 
Schulen zu verlassen, statt es jeder einzelnen Schule zu überlassen, was sie mit dem Geld 
anstellt. Eine zur Stärkung der gefährdeten Kinder ausgerichtete „rationale“ Pädagogik 
muss dabei den Nachweis erbringen können, dass sie in diesem Sinne nützlich ist. Ab-
schließend werde ich in Kapitel  6 fragen, ob es für eine wirkungsvolle Reduktion sozio-

1	 Zum Hintergrund der Schreibweise: ABBAUBAR ist das Akronym des Forschungsprojektes Ab-
bau von Bildungsbarrieren durch bedarfsorientierte Ressourcensteuerung. Aus dem Projekt 
ging unter anderem das vorliegende Beiheft zu einer bedarfsorientierten Ressourcensteue-
rung in der DDS – Die Deutsche Schule hervor (siehe dazu auch das Editorial in diesem Heft). 
Dieser Essay ist Teil des Beiheftes und nimmt  – auf Anfrage der Herausgeber*innen  – unter 
anderem kommentierend auf das Projekt und auf die im Beiheft erschienenen Beiträge Bezug. 
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ökonomisch bedingter Ungleichheit nicht sinnvoll wäre, die Mittelallokation in der Bil-
dung grundsätzlich in Frage zu stellen. 

2	 Bildungsungleichheit in einer ungleichen Gesellschaft?  
Antworten pessimistischer Klassiker

Die Vergeblichkeit der Bemühungen um mehr Bildungsgleichheit (vgl. Böttcher, 2020) 
lässt uns an Sisyphos denken und damit auch an Siegfried Bernfeld, der 1925 mittels die-
ser tragischen Figur „die Grenzen der Erziehung“ markierte. Obwohl Bernfeld wesentlich 
aus psychoanalytischer Perspektive argumentierte, befand er, dass die der Klassenstruk-
tur dienende Bildung nur abgelöst werden könne, wenn die Klassengesellschaft überwun-
den ist. „Die Erziehung ist konservativ. Ihre Organisation ist es insbesondere. Niemals ist 
sie die Vorbereitung für eine Strukturänderung der Gesellschaft gewesen. Immer – ganz 
ausnahmslos – war sie erst die Folge der vollzogenen“ (Bernfeld, 1967, S. 119).

Nur wenige Jahre später finden wir bei Bertrand Russell den identischen Schluss. Die un-
gleiche ökonomische Struktur erzeuge eine Schule, die diese Struktur absichere. Das ge-
länge der Schule mittels verschiedener Charakteristika ihres Aufbaus und ihrer Praxis. Er 
sieht im Konkurrenzprinzip eine wesentliche Quelle dafür, dass die Schule Dummheit und 
Trägheit statt intellektueller und kritischer Neugierde produziere sowie die ungleiche So-
zialstruktur perpetuiere. Im Kapitel „Competition in Education“ seines Buches „Education 
and the Social Order“ schrieb er 1932 (Russell, 1932/1977, S. 101–111), dass das frühka-
pitalistische Ideal eines freien Wettbewerbs in nahezu alle Bereiche der Gesellschaft im-
migriert sei, auch in die Bildung. Russells Statement über den Wettbewerb in der Bildung 
behauptet zwei starke negative Effekte. Grundsätzlich und bis zur Ebene internationaler 
Beziehungen werde erstens gelernt, dass Wettbewerb zum geachteten Leitprinzip wer-
de  – zum Nachteil von Kooperation als Alternative. Wettbewerb sei zweitens auch das 
bestimmende Prinzip im Klassenzimmer (ebd., S. 102; ausführlicher Böttcher, 2022). 

Man könnte metaphorisch sagen: Das dem Lernen kaum dienliche, zur Perpetuierung 
und Legitimierung der Bildungsungleichheit jedoch höchst wirksame Prinzip des Wettbe-
werbs um Anerkennung durch das pädagogische System – repräsentiert auch durch seine 
Lehrkräfte  – ist die DNA der modernen Schulsysteme. Die Dominanz des Wettbewerbs 
habe negative Auswirkungen auf alle Schüler*innen, denn er erfordert eine Bewertung 
der Kinder anhand von Standards, die möglichst messbar sind. Kreativität, forschende 
Neugier oder Individualität passen schlecht in diese Logik. Konkurrenz erfordere die Wie-
dergabe unhinterfragt akzeptierter „Korrektheit“: Antworten, die sich in Schemata von 
„falsch oder richtig“ bzw. „gut oder schlecht“ einordnen lassen und Vorschriften folgen 
müssen, die sich dann in Prüfungen abbilden. Für den Zweifler Russell jedoch müsste 
jede Antwort geprüft werden und Gegenstand legitimer Debatten im Klassenzimmer sein 
(vgl. Russell, 1932/1977, S. 105).

Abstumpfung und Überforderung resultieren auch daraus, dass vieles von dem, das un-
terrichtet werde, außerhalb der Welt der Schule einfach nicht nützlich sei. Folgend kriti-
siert Russell die von schulfernen Bürokratien entworfenen überbordenden Curricula, die 
bewirken, dass nichts wirklich tief gelernt werde. Er fordert relevante, nützliche Inhalte. 
Statt komplizierte Arithmetik oder Latein zu lehren, wäre es nützlicher, würden sich die 
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Schüler*innen mit Anatomie, Psychologie und grundlegendem Wissen über Hygiene be-
fassen. Die schulischen Curricula, die mittels Examina den Maßstab für Erfolg im Konkur-
renzkampf festlegen, seien besonders für Kinder aus armen Familien weit entrückt von 
dem, was ihr Leben bestimme. Wenn es intellektuell begabte junge Menschen aus armen 
Verhältnissen „nach oben“ schaffen wollten, müssten sie gegen Widerstände und gegen 
absehbare negative Folgen besonders hart arbeiten. Entwickelten sie Ambitionen, die sie 
aus ihrer Herkunftsklasse abheben, riskierten sie im Versagensfall nicht nur, arm zu blei-
ben. Die Risiken, in Examina zu scheitern, seien auch deshalb emotional besonders hoch, 
weil bereits die Ambition sie von ihrer Herkunft entfremdet habe. Den Gescheiterten dro-
he die Gefahr der sozialen Bindungslosigkeit. 

Um Missverständnisse zu vermeiden, muss noch festgehalten werden, dass Russell kein 
radikaler Gegner von Wettbewerb ist. Das muss diejenigen beruhigen, die Spieleaben-
de lieben oder „ihren“ Handballverein. Auch wenn es dabei nicht immer nur spielerisch 
zugeht, ist der Hintergrund des schulischen Wettbewerbs doch fundamental ein ande-
rer. Die Tyrannei von Wettbewerb und Prüfungen gefährde spontanes, kreatives und ge-
sundes Lernen (vgl. Russell, 1932/1977, S. 111). Und für die Verlierer*innen geht es um 
nicht weniger als „Lebenschancen“ (Dahrendorf, 1979). Im Ergebnis werde diese Tyrannei 
Wissensdurst, Forschungsinteresse und Liebe zu kritischen Analysen bei der gesamten 
Schüler*innenschaft abtöten und damit zur Konservierung des Bestehenden einen we-
sentlichen Beitrag leisten. Mit Blick auf ihre Funktion zur Aufrechterhaltung der sozialen 
Ungleichheit besonders relevant sei es, dass die Schule bei den Kindern des armen Teiles 
der Bevölkerung das Gefühl erzeuge, sie seien den Kindern der Reichen unterlegen. Das 
Schulsystem gebe sich große Mühe, ihnen dieses irrationale Minderwertigkeitsgefühl zu 
vermitteln, weil sie ansonsten gegen die Ungerechtigkeit opponieren könnten. Gleichzei-
tig vermöge es das Schulsystem, den Kindern der reichen Klasse die Arroganz zu imple-
mentieren, sie seien besser als die Armen. Diese Überlegenheitsillusion sei nicht durch 
moralische Predigten auszumerzen, sondern lediglich in einem anderen ökonomischen 
System (vgl. Russell, 1932/1977, S. 94).

Die Hoffnung, dass „gute“, also Forschungslust und Interesse entwickelnde Bildung im 
Wettbewerbssystem gelingen könnte, teilt Russell grundsätzlich nicht, denn „this is not 
possible while the tyranny of examinations and competition persists“ (Russell, 1932/ 
1977, S. 111). Für ihn geht die Unmöglichkeit von Bildung und Gleichheit unter bestehen-
den Verhältnissen noch weiter. Erst in einem sozialen und ökonomischen System, das der 
Gleichheitsidee ein neues Gewicht gibt, könne das System der Bildung etwas anderes 
leisten als Ungleichheit zu befördern und zu legitimieren: „It is inequality and insecurity 
that makes competition so bitter at the present time, and when these elements are re-
moved, the sting will be taken out of it“ (ebd., S. 218).

Wir können in der Sache deckungsgleich auf dem Höhepunkt bildungssoziologischer The-
oriebildung bei Bourdieu und Passeron nachlesen: Die soziale Reproduktion durch „Eli-
minierung“ bildungsferner Schichten erfolge fast störungsfrei und wirkungsvoll, weil die 
Selektion wie selbstverständlich erfolge und breite Akzeptanz erfahre. Die Erfolgreichen 
und die Gescheiterten glaubten gleichermaßen an natürliche Fähigkeiten und darauf auf-
bauende Verdienste. Die Ausgeschlossenen glauben an die Legitimität des Ausschlusses, 
den Privilegierten hilft das Bildungssystem, nicht als Privilegierte zu erscheinen, weder 
vor sich selbst, noch vor den anderen (vgl. Bourdieu & Passeron, 1971). Weitere negative 
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Handlungseffekte beruhen auf diesen, hier nur angedeuteten schulpädagogischen Pro-
zessen: Stehen die an ihre eigene Unzulänglichkeit glaubenden Kinder bildungsferner so-
zialer Klassen vor herausfordernden Situationen wie der Wahl eines als schwierig einge-
schätzten Curriculums, eines anspruchsvollen Studiengangs oder schwieriger Prüfungen, 
führen ihre Selbstzweifel nicht selten zum Verzicht, zu ihrer „Selbsteliminierung“. 

Bourdieu und Passeron zufolge ist das „kulturelle Privileg“ so dominant, dass auch finan-
zielle Ausgleichsmaßnahmen nicht nur „wirkungslos bleiben, sondern sodann Ungleich-
heiten noch wirkungsvoller als Unterschiede im Lerneifer oder Begabung legitimiert wer-
den können“ (Bourdieu & Passeron, 1971, S. 45). Und es geht hier nicht um die „feinen 
Unterschiede“, anhand derer die Nachfolger*innen der französischen Aristokratie die 
Emporkömmlinge erkennen, sondern um gravierende kulturelle Differenzen, auf die die 
schulische Pädagogik rücksichtslos reagiert. 

Mit den Folgen des Entscheidungshandelns von Bildungsteilnehmenden befasst sich auch 
der in der Bildungsforschung viel zitierte und vor allem an Erklärungen sozialen Wan-
dels interessierte Raymond Boudon (1974). Anders als Bourdieu jedoch kann er in seiner 
Modellierung kollektiver Ungleichheitseffekte im Bildungswesen gänzlich auf sozialisati-
ons- oder kulturtheoretische Annahmen verzichten. Er bedient sich einzig eines Schich-
tungsmodells, das soziale Distanzen als Basis für schichtspezifisch unterschiedliche Bil-
dungswahlen verwendet. Je stärker ein Bildungssystem durch „Entscheidungspunkte“ 
strukturiert ist, desto mehr werden selbst anfangs gering angesetzte Unterschiede we-
gen ihrer Potenzierung schnell überdeutlich. Boudon variiert sein Grundmodell sehr aus-
giebig, aber solange gesellschaftliche Ungleichheit existiert, ist Bildungsungleichheit aus 
dem Modell, das empirische Befunde gut erklären kann, nicht zu eliminieren. Im Ergeb-
nis landen wir bei Bourdieu und Passeron (1971), denn gesellschaftliche Ungleichheit ist 
nicht ausgesetzt, wenn finanzielle Anreize zu mutigen Bildungsentscheidungen motivie-
ren sollen. 

Den Leserinnen und Lesern dieser Zeitschrift konnte ich wahrscheinlich nichts Neues re-
ferieren. Aber der durch meine Ausgangsfrage gesetzte Kontext eröffnet möglicherweise 
einen neuen Blick auf Bekanntes: Sollten bildungssoziologisch interessierte Erziehungs-
wissenschaftler*innen nicht die Hoffnung aufgeben, das selbst gewählte Thema praktisch 
erfolgreich bearbeiten zu können? Oder übersehe ich Erfolg versprechende Handlungsop-
tionen für eine grundlegende Entkoppelung von Herkunft und Bildungserfolg? Mit Blick 
auf Vergeblichkeit wäre die „Danaidenarbeit“ womöglich die bessere Metapher als der 
Sisyphos. 49 Töchter des Danaos mussten Wasser in löchrige Gefäße füllen. Ist das nicht 
vergleichbar mit dem, was die meisten Projekte und offenbar auch manche Bundesländer 
(vgl. Sendzik et al. in diesem Heft) tun, um Bildungsgleichheit zu befördern: Ressourcen 
in löchrige Gefäße füllen? Die Töchter allerdings wurden mit dieser nutzlosen Tätigkeit für 
ihre bösen Taten bestraft. Wir, die bildungssoziologisch interessierten Forschenden, wir 
hingegen können ja wählen, ob wir uns selbst solches Ungemach zumuten: Vielleicht soll-
te man sich lieber mit einem erziehungswissenschaftlichen Teilgebiet befassen, über das 
man Erfolgsgeschichten schreiben kann. 
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3	 Leistung und Chancenverteilungen in der Bildung: Die DNA eines 
konservativen Systems

Als in der bürgerlichen westdeutschen Soziologie der Begriff der „Leistung“ als Begrün-
dung und Legitimierung von ökonomischer und sozialer Ungleichheit kritisch untersucht 
wird, ist ein Befund, dass er nicht beschreibt, was er insinuiert, nämlich die individuelle 
Zurechnung einer Leistungserbringung als Verdienst, etwas, das man erarbeitet hat. Viel-
mehr konkurrieren andere – vor allem auch askriptive – Zuteilungsprinzipien mit erbrach-
ten Leistungen (vgl. Bolte, 1979, S.  34 ff.). Wohl noch wichtiger ist, dass seine ideologi-
sche Gewalt vernebelt, dass der Leistungsbegriff „leer“ ist, inhaltlich unbestimmt: „Das 
Leistungsprinzip setzt zum Funktionieren die Festlegung von Leistungszielen, Leistungs-
inhalten (was und wie etwas im einzelnen getan werden soll) und Bewertungsmaßstäben 
voraus“ (ebd., S. 39). Gerade seine Leere macht ihn wirkungsmächtig. Ziele, Inhalte und 
Maßstäbe sind nicht neutral: „Da Inhalte und Maßstäbe mit bestimmten „Interessen“ 
verknüpft sind, fließen […] hier in das Wirken des Leistungsprinzips politische Faktoren 
vielfältiger Art ein“ (ebd., S. 39).

Der herausragende deutsche Erziehungswissenschaftler Helmut Heid nimmt diese Debat-
te mit Blick auf das Bildungssystem auf:

„Leistung – wie immer sie im einzelnen definiert werden mag – ist keine beobachtbare 
Sache. Es gibt Leistung auch nicht als eigene Wesenheit – außerhalb von Stellungnah-
men zu ganz bestimmten Inhalten, Formen oder Resultaten personalen und sozialen 
Handelns. Leistung ‚existiert‘ vielmehr nur im Modus der Attribuierung menschlichen 
Handelns“ (Heid, 1992, S. 92).

In der Folge macht Heid auch deutlich, dass Performanz – Vollzug und Ergebnis des Han-
delns – nicht Leistung „ist“, sondern nur durch Wertungen zu Leistung werden kann. 

„Was als Leistung gilt, ergibt sich auch nicht aus irgend einer Sache, etwa einer be-
stimmten Handlung oder einem bestimmten Handlungsergebnis selbst, sondern erst 
aus einer wertenden Stellungnahme zu gegebenen oder erwünschten Handlungen und 
Handlungsergebnissen. Jedes Handeln ist, was es ist. Zur Leistung wird ein Handeln 
erst durch die Bewertung und Anerkennung dieses Handelns als Leistung“ (ebd., S. 93).

Dass sich hier die Frage nach den curricularen Inhalten, die Leistung praktisch definieren, 
ergibt, dürfte offensichtlich sein. Womöglich auch, dass hier die weiter oben dargestellte 
Kritik von Russell an Curricula gestärkt wird. 

Noch interessanter für den Kontext unserer „ABBAUBAR-Frage“ ist Heids Kommentar zu 
einem Bildungsprogramm, das als paradigmatisches Beispiel für viele andere Projekte 
und Initiativen dienen kann  – auch für das Startchancen-Programm, das bei vielen en-
gagierten Profis deutlich positive Erwartungen erzeugt. Und damit kommen wir auch auf 
Russells Kritik am Wettbewerb zurück. 

Im Jahr 2008 präsentiert die Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland unter der 
Überschrift „Aufstieg durch Bildung“ eine bildungspolitische „Qualifizierungsinitiative“ 
(Bundesregierung und Regierungschefs der Länder, 2008). Heid kritisiert dieses Projekt, 
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das mit dem Versprechen auftritt, besonders denjenigen zu helfen, im Wettbewerb um 
beruflichen Aufstieg erfolgreich zu sein, die es bislang nicht geschafft hatten (vgl. Heid, 
2009). Er nimmt seine ältere Kritik auf, verstärkt und ergänzt sie. Einen Kernsatz versteckt 
er in einer Fußnote: „Das Wort ‚Bildung‘ wird in den meisten Bezugstexten alltagssprach-
lich verwendet, also unscharf, vieldeutig und interpretationsbedürftig“ (ebd., S. 6, Fußno-
te 6). Wie auch der Leistungsbegriff, solange er sich universalistisch und abstrakt geriert, 
ist Bildung ein undefinierter Begriff – mit dennoch hoher suggestiver Wirkung. Zunächst 
stellt Heid fest, dass die starke Verknüpfung von Bildungserfolg und Berufsposition, und 
das ist ja das mit „Aufstieg durch Bildung“ Gemeinte, nur dann plausibel ist, wenn das, 
was Bildung meint, genau dazu dient, die jeweilige berufliche Aufgabe mit höchster Exzel-
lenz ausüben zu können. Aber weder ist das geprüft, noch ist es explizites Ziel. Heid er-
kennt einen perfiden Mechanismus, der die ungleiche Sozialstruktur schützt: 

„Der wahrscheinliche Effekt dieser Unbestimmtheit kann und wird darin bestehen, 
dass jene, die den Aufstieg schon geschafft haben, daran interessiert sind, diejenigen 
Inhalte und Konkretisierungsformen von Bildung zur unabdingbaren Aufstiegsvoraus-
setzung zu erklären, die sich zur Rechtfertigung und Absicherung ihrer gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Position besonders gut eignen und die überdies geeignet 
sind, diejenigen vom Aufstieg durch Bildung abzuhalten oder auszuschließen, die ihre 
herausgehobene Sonderstellung bedrohen“ (Heid, 2009, S. 7 f.).

Der Wettstreit um Bildung, dem also, was im Schul- und weiteren Bildungssystem als 
Leistung anerkannt wird, ist hoch funktional für die Reproduktion von Ungleichheit. 

„Als (‚wahre‘) Bildung wird häufig genau dasjenige angesehen, was über das für die 
Erfüllung dieser beruflichen Arbeitsaufgaben Unabdingbare hinausgeht und insofern 
durchaus entbehrlich ist. Erst jenseits ihrer Funktionalität beginnt die für den Aufstieg 
als unentbehrlich dekretierte Bildung ihre Wirksamkeit als Selektions- und damit auch 
als Ausgrenzungskriterium zu entfalten“ (Heid, 2009, S. 8).

Heid fügt seiner Analyse noch die spezifische Frage an, wer tatsächlich und auf welcher 
empirischen Basis definiert, was „zählt“: 

„Dass der jeweils besser Gebildete oder Qualifizierte bzw. der als qualifiziert Aner-
kannte den jeweils weniger gut Gebildeten oder Qualifizierten (im Wettbewerb) ver-
drängt, mag als normal oder natürlich oder funktional oder gar als gerecht angesehen 
und akzeptiert werden. Die Frage ist nur, wer mit Bezug auf welches und wie legiti-
miertes Kriterium darüber befindet, was gut und besser ist, was faktisch zum Aufstieg 
‚berechtigt‘ und vor allem: was faktisch zu einem Aufstieg führt“ (ebd., S. 18).

Wieder geht es ums Curriculum, ein Thema, das die deutsche Bildungsforschung und ins-
besondere die „Governance-Forschung“ selbst dann wenig interessierte, als kompetenz-
orientierte Leistungsmessungen im Bildungsmonitoring eingeführt wurden.
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4	 Denkbare Ansätze zum Besserwerden: Andere Curricula und gute 
Evaluationen

Auf einer Folie des virtuell eingespielten Vortrags der belgischen Forscherin Emilie Franck 
bei der ABBAUBAR-Konferenz, die Anfang Juni 2024 am Wissenschaftszentrum Berlin für 
Sozialforschung (WZB) stattfand, las ich die Forderung, Schulen mit besonderen Heraus-
forderungen durch eine sozioökonomisch benachteiligte Schüler*innenschaft hätten ein 
Anrecht auf mehr Ressourcen. In aller Regel geht es dabei um Geld. Dahinter steckt eine 
naheliegende Interpretation der Forderung, Ungleiches ungleich zu behandeln (vgl. auch 
das Interview mit Michael Wrase in diesem Heft). Ich werde diesen Punkt gegen Ende 
noch aufrufen. Hinter dem „mehr“ waren in Klammern auch die Worte „anderes und 
besseres“ zu lesen. Ich will versuchen, das für mich inhaltlich zu füllen: mit der Aufforde-
rung, über „andere“ Curricula und „bessere“ pädagogische Programme nachzudenken. 

Andere Curricula:

Was sind die inhaltlichen Ziele pädagogischer Bemühungen? Die technische Antwort ver-
weist auf die standardisierten Leistungstests, die von den Kindern und Jugendlichen mög-
lichst gut absolviert werden sollen. Aber wäre es nicht an der Zeit zu fragen, was das 
inhaltlich bedeutet? Im Anschluss an PISA 2000 (KMK, 2002) wurde kurz  – und kontro-
vers  – darüber diskutiert, ob und wie die traditionellen Schulfächer durch knappe, kla-
re und verbindliche Kerncurricula zu präzisieren seien. Eine chancenfördernde Schule 
muss wissen, was sie erreichen soll. Die Einführung von an Mindeststandards orientier-
ten Kerncurricula, die verbindlich für alle Schulen und alle Schülerinnen und Schüler sind, 
hätte das Potenzial, die Gruppe derjenigen deutlich zu reduzieren, die die Schulen ver-
lassen, ohne etwas Brauchbares gelernt zu haben. Bildungsstandards und Kerncurricula 
müssten eine Grenze festlegen, „unter die kein Lernender zurückfallen soll“ (Klieme et 
al., 2003, S. 20).

Diese Idee der Kerncurricula wurde durch Stufenmodelle von Kompetenzen abgelöst, üb-
rigens auch zum Schaden der gesellschaftlichen und ästhetischen Fächer. In den aktuellen 
Debatten zur Bedeutung von Basiskompetenzen (rechnen, lesen, schreiben) könnte man 
den Willen erkennen, Curricula zu straffen und sich gegen einen abgehobenen Bildungs-
begriff, der soziokulturelle Benachteiligung begünstigen kann, nicht mehr rechtfertigen 
zu müssen. Auch wird heute häufig diskutiert, inwieweit die klassischen Schulfächer das 
Weltwissen hinreichend abbilden. Lernvorgaben deshalb verpflichtend zu machen und 
für Selektion zu nutzen, weil es sie „schon immer“ gab, ist angesichts des gesellschaft-
lichen Wandels geradezu zynisch. Die Frage, die Russell aufwarf, ist aktuell: Müsste nicht 
insbesondere Nützliches gelernt werden? Und auch solche Inhalte, die anknüpfungsfähig 
an die Erfahrungen der Kinder und Jugendlichen sind, auch und insbesondere an die der 
Kinder aus schwierigen Verhältnissen? So kann Lernen eine andere als nur eine formale 
Bedeutung bekommen. Es wäre auch interessant, über die Vorschläge nachzudenken, die 
die OECD uns seit Jahren mit den Publikationen „Trends Shaping Education“ anbietet und 
die eine große Nähe zu dem aufweisen, was in älterer Didaktik als epochale Schlüsselpro-
bleme große Aufmerksamkeit erfuhr (OECD, 2019).
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Die Schule kann nicht so verfahren, als stehe sie am Beginn des Lernweges des Kindes. 
Sie sollte diesen Tatbestand pädagogisch bearbeiten, meinen Bourdieu und Passeron: 
Eine Chance zur Durchbrechung des Systems der systematischen Produktion von Un-
gleichheit liege in einer Pädagogik, die es sich zur zentralen Aufgabe mache, das von den 
Schülerinnen und Schülern Erwartete auch tatsächlich zu vermitteln. Dies sei in der Schu-
le nicht der Fall:

„Bei der augenblicklichen Beschaffenheit der Gesellschaft und der pädagogischen Tra-
ditionen bleibt die Vermittlung der intellektuellen Techniken und Denkgewohnheiten, 
auf denen das Bildungswesen aufbaut, in erster Linie dem Familienmilieu vorbehalten“ 
(Bourdieu & Passeron, 1971, S. 88).

Die daraus abgeleitete Forderung lautet, dem einen größeren Stellenwert zu geben, 
was „rational und technisch durch methodisches Lernen erworben werden kann“ (ebd., 
S. 88). Das kann nicht nebenbei passieren, das ist curricular abzusichern!

Antworten dazu, wie diese Überlegungen in pädagogische Konzepte und Handlungen 
übersetzt werden können, kann und werde ich hier nicht geben. Dass aber gesellschaft-
lich geklärt werden muss, was in der Schule gelernt werden soll und warum, liegt eigent-
lich auf der Hand. Man stelle sich ein Unternehmen vor, das sich mit allen möglichen 
Fragen des Managements befasst und ein paar Indikatoren kennt, die es überprüft, aber 
im Nebel lässt, was eigentlich sein Produkt sein soll und warum Menschen es dem Unter-
nehmen abnehmen sollten.

Bessere Projekte durch Evaluation:

Wir führen Projekte durch, die wir nicht durchdenken. In einem Interview mit Jacob 
Chammon von der Deutsche Telekom Stiftung2 sagt Kai Maaz zum Thema Chancenaus-
gleich, es sei ein großes Problem, dass in der Erziehungswissenschaft die Umsetzung, 
technisch gesprochen: die Implementierung von Projekten und Maßnahmen nicht hinrei-
chend mitgedacht wurde. So richtig das ist, so beschämend ist es gleichzeitig. Denn seit 
wenigstens fünf Dekaden verfügen wir (weltweit) über ein werturteilendes Forschungs-
konzept, das zur Anwendung in allen Politikbereichen kommt: Evaluation bewertet auf 
Basis von wissenschaftlich ermittelten Daten, ob ein „Programm“ (ein Projekt, eine Maß-
nahme, eine zielgerichtete Aktivität) „funktioniert“, ob es hinreichend gute Belege dafür 
gibt, dass es erreicht, was es erreichen will (vgl. DeGEval, 2016). Evaluation bewertet ein 
Programm nicht auf Basis externer und womöglich arroganter Erwartungen, sondern auf 
Basis der Beschreibung, die ein Programm selbst liefert. Aber diese Programmbeschrei-
bung, in der Evaluation als „logisches Modell“ bezeichnet, existiert in der Regel gar nicht. 
Das dürfte Maaz gemeint haben: In Erziehungswissenschaft und -praxis werden Pro-
gramme erfunden und durchgeführt, die vorab gar nicht adäquat durchdacht wurden. 
Hinsichtlich der Notwendigkeit, über Umfang der Ressourcen, begründete Theorien der 
Wirksamkeit, professionelles Erfahrungswissen, Commitment und Kompetenzen der be-
teiligten Akteur*innen, soziale oder kulturelle Kontexte und schließlich messbare Ziele 
unter Einschluss möglicher Nebenwirkungen systematisch nachzudenken, herrscht offen-
sichtlich kein Konsens. Jeder, der einen Kindergeburtstag plant, investiert mehr in die Ent-

2	 https://www.telekom-stiftung.de/bildungsbabbel
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wicklung einer Programmlogik, obwohl hier ein schlechtes Programm lediglich zu kleinen 
Katastrophen führen wird.

Die Sache ist zu ernst: Evaluierende wollen herausfinden, ob und warum und wie effektiv 
und effizient eine Idee umgesetzt wurde oder eben auch nicht, wie man besser werden 
kann oder ob man sich lieber eine Alternative erarbeiten sollte. Das funktioniert nur un-
ter dieser Bedingung: kein Programm ohne ein logisches Modell, das vorab erstellt sein 
sollte!

Der gewissenhafte Buchhalter:

Wer Wandel ermöglichen will, muss dabei an die Ressourcen denken, die dafür angemes-
sen sind. In den aktuellen Debatten ist an „zusätzliche“ Finanzmittel gedacht. Zwei Haupt-
typen an Fehlern können hier auftreten. Der Alpha-Fehler wäre, zu viele Mittel zur Ver-
fügung zu stellen. Geld, das nicht für das eigentliche Ziel des Wandels verwendet wird, 
zeigt dem Kritiker, dass das beklagte Problem überschätzt wurde und zukünftig weniger 
Beachtung erfahren sollte. Oder aber man verschleiert den Überschuss, indem er für Un-
sinniges ausgegeben wird. Das wäre pure Verschwendung. Der Beta-Fehler ist, zu wenig 
Geld zur Verfügung zu stellen. Fehlen die Mittel, um das Ziel zu erreichen, sind die bis da-
hin verausgabten Ressourcen ebenso verschwendet  – nicht nur Geld, sondern auch die 
Zeit, Energie und Kompetenzen, die bis dahin eingekauft und eingesetzt wurden.

Man sollte erwarten können, dass ein Programm, das zusätzliche Bedarfe reklamiert, so-
wohl auf Programmebene als auch bezogen auf Einzelfälle oder Typen von Einzelfällen 
der Berechnung von Bedarfen mehr Sorgfalt widmet als sich auf Schätzungen zu verlas-
sen. Diese Forderung ist nicht nur vor dem Hintergrund zu bewerten, dass wir uns ange-
sichts dauerhaft beklagter Mittelknappheit im Bildungswesen Fehlallokationen möglichst 
nicht leisten sollten. Vor dem Vorwurf möglicher Verschwendung steht nämlich die War-
nung, die wir Bourdieu und Passeron sowie Heid verdanken: dass ein Scheitern der an-
gepassten Bedarfsorientierung allen seinen Kritiker*innen und konservativen Kräften be-
weist, dass das Schulsystem, so wie es funktioniert, ganz gerecht nach Intelligenz und 
Fleiß sortiert. Diese Befürchtung zwingt mich zu einigen wenigen Gedanken zum Start-
chancen-Programm.

5	 Was eigentlich nicht geplant war: ein schneller Blick auf das 
Startchancen-Programm 

Der für manche womöglich zu einseitig negative Ausflug zur Frage, ob Bewegung in ein 
Bildungssystem kommen kann, das zäh und unbeschädigt die Privilegien der Privilegierten 
durch eine durch breiten Konsens getragene Selektion bei gleichzeitig geringem Ertrag an 
Bildung sichert, sollte nicht ohne wenigstens eine Prise Hoffnung enden. Schließlich ist 
die Idee, dass Schulen, die ausweislich bestimmter Indikatoren mehr Bildungsaufwand 
betreiben müssen, auch mehr Ressourcen bekommen, rechtlich und praktisch (vgl. Wrase 
sowie Schräpler & Jeworutzki in diesem Heft) selbstverständlicher geworden. Dieser An-
satz wird durch das Startchancen-Programm unbestritten gestärkt (vgl. Geweke  & Edel-
stein in diesem Heft). 
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Aber zwei Bemerkungen dürfen wir uns angesichts der bisherigen Ausführungen nicht 
verbieten. Erstens wird der Wettbewerb nicht außer Kraft gesetzt. Im Gegenteil: Er wird 
zum expliziten Prinzip. Wer von Chancen spricht, hat Wettbewerb schon mitgedacht. Wir 
müssen zur Kritik des sanktionsbewehrten Wettbewerbs nicht auf alte Schriften zurück-
greifen. Wir finden, wenn wir wollen, die Bestätigung in der modernen Lernforschung, 
die Kooperation, Wohlbefinden und Inklusion als Bedingungen für erfolgreiches Lernen 
durch vielfältige Studien belegt (exemplarisch Darling-Hammond et al., 2020). Auch ein 
zweites Thema, das oben nur knapp angesprochen wurde, darf nicht unter den Tisch fal-
len: Wer den Start der Bildungslaufbahn bei der Grundschule ansetzt, hat bereits einen 
Großteil der Chancen liegen gelassen, die einen Ausgleich ermöglichen können, wie die 
Forschung zur frühen Bildung ja eindrucksvoll bestätigt hat (vgl. Heckman  & Krueger, 
2002; Hogrebe & Böttcher, 2020). 

Eine weitere grundsätzliche Überlegung ergibt sich, wenn man das Prinzip der durch Indi-
katoren gestützten Ressourcenzuweisung und seine Umsetzung kritisch betrachtet. Sollte 
man es, wie es in aller Regel in der Vergangenheit in einschlägigen Projekten der Fall war, 
den Schulen im Modus „erweiterter Verantwortung“ oder „Autonomie“ überlassen, diese 
Mittel beliebig einzusetzen? Die Sichtung solcher Projekte lässt vermuten, dass die Mit-
tel nicht direkt bei den Schülerinnen und Schülern ankommen, die im Risiko stehen, an 
den Anforderungen der Schule zu scheitern (Neumann et al. sowie Stefes & Petermann in 
diesem Heft; vgl. auch Böttcher et al., 2022; Braun & Pfänder, 2022). Ihnen müsste zwin-
gend und unmittelbar eine gezielte pädagogische Aufmerksamkeit zukommen (vgl. Levin, 
1996), statt die Option anzubieten, dass Schulen die Mittel für Projekte der Schulentwick-
lung nutzen, die, an sich womöglich sinnvoll, allenfalls indirekte Wirkung für die gefähr-
deten Kinder erzielen. Solange Projekte genau und gezielt diese Kinder adressieren, soll-
te pädagogische „Autonomie“ selbstverständlich sein: fachliche Nachhilfen, methodische 
Angebote, Trainings zur Stärkung der Selbstwirksamkeit, digitale Lernprogramme, Grup-
penarbeit, Recherche-Projekte, praktische Projekte. Von den pädagogischen Profis an den 
Schulen muss aber erwartet werden, dass die Maßnahmen „Hand und Fuß“ haben – sie 
also eine nachvollziehbare Programmlogik aufweisen, auch um Erfolg oder Misserfolg 
„evaluierbar“ zu machen. So kann auch ein sinnvoller Wettbewerb zwischen pädagogi-
schen Ideen und Programmen gefördert werden, nicht aber der Wettbewerb der Kinder 
um Rangplätze in der schulischen Hierarchie.

Diese Betonung der Stärkung gefährdeter Kinder ist aus meiner Sicht entscheidend. Es 
geht demnach nicht (jedenfalls weniger) um die Entwicklung von belasteten Schulen, die 
zwar nötig sein dürfte, aber nicht Ziel im Konzept zusätzlicher Bedarfsorientierung sein 
sollte. Der exklusive Blick auf das einzelne gefährdete Kind verändert das gesamte Pro-
jekt. Während die Belastung der Schulen durch komplizierte und nicht wirklich „wasser-
dichte“ Verfahren als eine Messgröße für eine Organisation ermittelt werden muss, weiß 
doch jede Schule sehr genau, welche Schülerinnen oder Schüler besondere Hilfen be-
nötigen. Falls Lehrkräfte unsicher sind, helfen die Ergebnisse von VERA 3 und VERA 8, 
die bewusst ein Jahr Zeit für pädagogische Arbeit vor entscheidenden Übergangspunkten 
des Schulsystems lassen. An dieser Stelle darf auch gefragt werden, inwieweit die syste-
matische Erhebung schulischer Individualdaten, sogenannte Schüler*innen-IDs (vgl. Bött-
cher & Kühne, 2017), nicht geeigneter als schulbezogene Indikatoren-Modelle wären, um 
die Maßnahmen zur Förderung von Chancenausgleich zu stützen.
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6	 Wie man die Privilegierten auf die Palme bringen kann

Die Überlegung, zusätzliche Mittel für Schulen in „herausfordernder Situation“ zur Ver-
fügung zu stellen, führt offensichtlich allenfalls zu einer bescheidenen Ergänzung der 
gängigen Mittelallokation. Das gelingt, ohne über einen eher grundsätzlichen Wandel 
nachzudenken. Könnte man den Protagonisten, die an einer deutlichen Reduktion bil-
dungsökonomischer Bildungsungleichheit interessiert sind, wirkungsvollere Alternativen 
anbieten? Zwei Ideen wurden verschiedentlich geäußert, wenn auch schnell wieder „be-
erdigt“. Kann man sie ausgraben?

Eine Idee ist die Umschichtung der Mittel, die im Stufensystem der Bildung verausgabt 
werden. Das deutlich unterfinanzierte System der Frühen Bildung könnte davon profi-
tieren, wenn wenigstens die zweite akademische Ausbildung, die mit dem Master durch 
„Bologna“ geschaffen wurde, von den Studierenden und deren Eltern durch (bescheide-
ne) Studiengebühren kofinanziert würde. Dieses Modell hätte auch weitere interessan-
te Effekte jenseits der Ungleichheitsthematik, insbesondere für Inhalte und Struktur der 
Master-Studiengänge.

Radikaler ist das Modell, das auf der Erkenntnis fußt, dass im bestehenden System die-
jenigen, die erfolgreich sind, deutlich mehr von staatlichen Mitteln profitieren als die, 
die früh aussteigen: Wer sein Studium mit einem Master abschließt, hat nahezu doppelt 
so viel Unterstützung bekommen wie jemand, der die Schule mit einem Hauptschulab-
schluss verlässt (vgl. zur genaueren Analyse Klemm, 2022). Da ist es ja eigentlich absurd 
zu fragen, ob man Schulen in schwieriger Lage oder den gefährdeten Kindern „zusätzliche 
Mittel“ zur Verfügung stellen darf. Wäre es nicht gerechter und der Gleichheit förderli-
cher, allen Kindern mit der Geburt eine Schüler*innen-ID zuzuordnen und ihnen den glei-
chen Betrag auf einem „Bildungskonto“ zur Verfügung zu stellen? 

Von beiden Konzepten würden die Kinder der ärmeren Schichten profitieren. Aber selbst-
verständlich ginge das zu Lasten der Kinder der besseren gesellschaftlichen Verhältnisse. 
Das würden sie sich voraussichtlich nicht gefallen lassen. Es würde vermutlich ein wun-
dersamer Protest entstehen: Diejenigen, die in ihrer gesamten Bildungslaufbahn immer 
wieder ungerührt zugesehen haben, wie Kinder  – selbstverständlich nach „Leistung“ – 
aussortiert wurden, dürften sich diesen nun plötzlich verbunden fühlen. Es sind interes-
santerweise die Privilegierten, die mit dem Argument der ungleichen Bildungschancen 
den Abwehrkampf gegen Modelle führen würden, in denen sie verlieren: Studienge-
bühren, ein Effekt beider Modelle, beschädigen die Chancengleichheit der Nicht-Privile-
gierten, wird es heißen. Die realen Ungleichheitsmechanismen würden, wie auch ihre 
Ergebnisse, verschwiegen. Die Privilegierten würden nun Partei für die Benachteiligten 
ergreifen und in deren Namen sprechen, als ginge es nicht um die eigenen Vorteile. Un-
terstützt würden sie von den akademischen Beschäftigten der Universitäten.
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